
L O H N G L E I C H H E I T 

F U E R M A N N U N D F R A U 

KURZFASSUNG 

DES SCHLUSSBERICHTS DER VOM EIDGENÖSSISCHEN 

JUSTIZ- UND POLIZEIDEPARTENENT EINGESETZTEN ARBEITSGRUPPE 

"LOHNGLEICHHEIT" 

HERAUSGEGEBEN VON EIDG. BÜRO FÜR DIE GLEICHSTELLUNG 

VON FRAU UND MANN 

BUNDESAMT FÜR JUSTIZ 

---- ------ -------------



Herausgeber: Eidg. Büro für die Gleichstellung 
von Frau und Mann 

Bundesamt f ü r  Justiz 

Text : Heidi Stutz, Journalistin BR 

Titelseite: Brigit Hermann, Grafikerin ASG 

Vertrieb: Eidg. Drucksachen- und Materialzentrale (EDMZ) 
3000 Bern 

Bern, Juni 1990 



VORWORT 

I m  Herbst 1988 ve rö f fen t l i ch te  d ie  vom Eidg. Just iz-  und Po 1 izeidepartement ein- 
gesetzte Arbeitsgruppe " Lohng le ichhe i t "  ihren Sch lussber i ch t  " Lohngle ichhei t  f u r  
Mann und Frau". In  der gut 200 Seiten umfassenden Publ ikat ion schlägt d i e  Ar- 
beitsgruppe weitreichende Massnahmen f ü r  d i e  Verwirk 1 ichung des in  der 
Bundes Verfassung verankerten Anspruchs "Gleicher Lohn f ü r  g le ichwert ige Arbe i t"  
(BV 4 I I  Satz 3) vor und s k i z z i e r t  e ine Chancengleichheitspolitik, d i e  von Bund, - Kantonen und Gemeinden - aber auch von den Sozialpartnern,  Frauenorganisationen 
und Einzelnen ihren akt iven Bei t rag fo rde r t .  Damit w i rd  der Tatsache Rechnung 
getragen, dass e ine wesent 1 iche Grundlage f ü r  d i e  Verwirk 1 ichung des Ver- 
fassungsart ike Is zwar d i e  Bese i t  igung gesch Jechtsspezi f ischer Ro 1 lenf  i x  ierungen 
i s t ,  dass diese aber nur zum T e i l  r e c h t l i c h  beeinf lusst  werden kann. 

E in  konkreter Vorschlag des Schlussberichts r i c h t e t e  s i c h  an das Eidg. Büro f ü r  
d i e  Gle ichste l lung von Frau und Mann sowie ans Bundesamt f ü r  Jus t i z :  Der 
Sch lussber icht  so 1 l t e  i n  e iner b r e i t  zugäng 1 ichen, d i e  verschiedenen Adressa- 
t innen und Adressa ten ansprechenden Kurzfassung herausgegeben werden. D i e  ge- 
wünschte Kurzfassung l i e g t  nun vor und w i l l  e iner  mögl ichst  b re i ten  Diskuss ion 
und Umsetzung der Empfehlungen dienen, denn - wie d i e  Arbeitsgruppe am Schluss 
ihrer  Ta t i gke i t  betonte - d i e  einzelnen Massnahmengruppen stützen und bedingen 
s i c h  gegensei t ig,  s ind aber a l l e  auf e i n  e inhe i t l i ches  Z i e l  ausger ichtet .  Für 
d ie  Verwirk l ichung der Lohngleichheit b r i n g t  e ine konzer t i e r te  Akt ion auf 
verschiedenen Gebieten und Ebenen wesent l ich mehr a l s  d i e  Summe der Ein-  
ze lvorsch läge. 

Die Kurzfassung möchte d i e  verschiedenen Adressa tenkre ise an ihre erwunschten 
Bei t räge f ü r  d i e  Lohngleichhei t  er innern.  M i t  der Publ ikat ion dieses Ber ichts  
verbinden d i e  Herausgeber d i e  Hoffnung, dass sowohl Kurzfassung wie auch der i h r  

_- zugrunde 1 regende Sch lussber icht  ba Id  durch d i e  Umsetzung der verschiedenen 
Massnahmen a n  A k t u a l i t a t  ve r l i e ren  und überhol t  werden. B is  dahin mogen s i e  aber 
v i e l e r o r t s  d i e  Ueberzeugung f ü r  e ine notwendige Lohngleichhei tspol  i t  ik stärken 
und konkrete Anregungen fü r  deren Verwirk 1 ichung geben. 

Eidg. Bur0 f u r  d i e  Gle ichste l lung 
von Frau und Mann 

Bundesamt f ü r  J u s t i z  
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V O R G E S C H I C H T E  

14. Juni 1981: Das Schweizer Volk sagt ja zum Verfassungsgrundsatz "Gleiche 
Rechte für Mann und Frau". Der jahrzehntelange Kampf um Gleichberechtigung fin- 

det seinen Niederschlag in der Bundesverfassung. In Artikel 4 Absatz 2 steht 
nun: "Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre Gleichstel- 
lung, vor allem in Familie, Ausbildung und Arbeit. Mann und Frau haben Anspruch 
auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit." 
4. Oktober 1985: Der Nationalrat verwirft mit nur zwei Stimmen Unterschied einr 
parlamentarische Initiative der SP-Politikerin Yvette Jaggi, die ein 
Lohngleichheitsgesetz mit der Klagemöglichkeit für Berufsverbände forderte. Er 
überweist jedoch ihr Postulat, das anregt: "Der Bundesrat wird eingeladen, sich 
zur Frage zu äussern, ob es wunschbar sei, gesetzliche Normen zu schaffen, damit 
der Grundsatz des gleichen Lohnes (Mann und Frau haben für gleichwertige Arbeit 

Anspruch auf gleichen Lohn) verwirklicht werden kann. Der Gesetzgeber sollte vor 
allem Kriterien für die Bewertung der Arbeit festlegen, die klageberechtigten 
Personen und Organisationen angeben und die Beweislast regeln. Eine Klarung die- 
ser Punkte auf dem Gesetzgebungsweg würde es erlauben, den Grundsatz des glei- 
chen Lohns für gleichwertige Arbeit durchzusetzen, der seit dem 4. Juni 1981 in 
der Verfassung steht und dessen Anwendung vor allem aufgrund der bestehenden 
Lücken offensichtlich auf grosse Schwierigkeiten stösst." 
Im gleichen Jahr äusserte sich das Bundesgericht dazu, wie lange es noch dauern 
darf, bis alle Gesetze aufgehoben sind, die dem Gleichbehandlungsgrundsatz der 
Verfassung widersprechen. Angesichts der "Langsamkeit des Gesetzgebungsverfah- 
rens" gesteht das oberste Gericht den Behörden noch "eine gewisse Frist" zu. 
Erst bei "übermässigem Zögern" könnten die Richter eingreifen. Auch fünf Jahre 
später sind nicht alle frauendiskriminierenden Bundesgesetze revidiert, ge- 
schweige denn sämtliche kantonalen und kommunalen Bestimmungen. 
28. Oktober 1988: Der Schlussbericht jener Arbeitsgruppe, welche zur Behandlung 
des Postulats Jaggi eingesetzt wurde, postuliert und skizziert erstmals eine ak- 
tive schweizerische Gleichstellungspolitik. Weil Lohngleichheit mit Einzel- 
massnahmen nicht erreichbar sei, verpflichte die Verfassung selber die Behörden 

zu umfassendem Handeln. 
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Den Bericht "Lohngleichheit für Mann und Frau", auf dem diese Broschüre basiert, 
haben folgende Mitglieder unter dem Vorsitz von Dr. Christoph Steinlin 
(Vizedirektor des Bundesamtes für Justiz) erarbeitet: Ruth Dreifuss (Sekretärin 

des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes), Stephan Hegner (Schweizerischer Ver- 

band Graphischer Unternehmen), als sein Stellvertreter Max Fritz (Sekretär des 
Zentralverbandes Schweizerischer Arbei tgeberorganisat ionen) , Or. Claudia 

Kaufmann (Sekretärin der Eidgenössischen Kommission für Frauenfragen, ab 

1.9.1988 Leiterin des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und 

Mann), Prof. Dr. Bernd Rüthers (Ordinarius an der Universität Konstanz), Dr. 

Katharina Schoop (persönliche Mitarbeiterin von Bundesrätin El isabeth Kopp) und 

vom Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA) je nach Traktandum Vize- 

direktor Hans U. Scheidegger, Abteilungschef Rudolf A. Müller oder Prof. Dr. 
Niklaus Blattner. Beratend wirkten Prof. Dr. Peter Kugler, Or. Katharina Ley, 

Prof. Dr. Wolf Linder und Prof. Dr. Eberhard Ulich mit. Sie erstellten als Ar- 

beitsgrundlage Forschungsberichte, die bedeutende Lohndifferenzen zwischen 

Männern und Frauen feststellten, welche die Möglichkeit der Lohndiskriminierung 

einschliessen. In einigen Fällen konnte Lohndiskriminierung direkt nachgewiesen 
werden. 

Die Arbeitsgruppe hatte zunächst den Verfassungsartikel 4 Absatz 2 nochmals ge- 

nau analysiert: "Mann und Frau sind gleichberechtigt." Dieser erste Satz formu- 

liert ein grundsätzliches Diskriminierungsverbot und zwar unabhängig davon, ob 

die Ungleichbehandlung direkt und bewusst erfolgt oder indirekt wie eine Mass- 

nahme, welche die Geschlechter formal gleich behandelt, aber unterschiedlich 
-. trifft. Direkt diskriminierend ist etwa eine auf ein Geschlecht beschränkte 

Stellenausschreibung, indirekt diskriminierend eine Qual i f ikat ionsumschreibung,  

die das eine Geschlecht eher erfüllen kann als das andere. 

"Das Gesetz sorgt für ihre Gleichstellung.. ." Der Begriff "Gleichstellung" im 
zweiten Satz meint mehr als "Gleichberechtigung". Falls durch rechtliche 

Gleichbehandlung keine tatsächliche Gleichstellung erreicht wird, haben die Be- 
horden den Auftrag zu handeln. Sie können im Sinne von Uebergangslösungen Mass- 

nahmen zugunsten der benachteiligten Frauen treffen, bis deren Gleichstellung 
erreicht ist. 

"Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn f ü r  gleichwertige Arbeit." 

Dieser im dritten Satz verankerte Anspruch auf Lohngleichheit - der nicht nur 
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für gleiche, sondern auch für gleichwertige Arbeit gilt - ist unverzichtbar. 
Anderslautende Erklärungen, etwa in Arbeitsverträgen, sind also nichtig. Auch 
wenn Frauen selbst gegenüber einem privaten Arbeitgeber Lohndiskriminierung 
heute schon einklagen können, sind Ausführungsbestimmungen zur Verfassung mög- 
lich. Wenn Konkretisierungen zur Durchsetzung des Anspruchs auf gleichen Lohn 
zweckmässig oder gar notwendig sind, muss der Bund solche Bestimmungen erlassen. 
Er darf dabei mit Verfahrens- und Organisationsbestimmungen in die Autonomie der 
Kantone eingreifen, soweit dies absolut erforderlich ist. 

Nütz 1 ich konnte etwa die Konkret is ierung des Begriffs "gleichwertige Arbeit" 
sein, der einem von der Schweiz ratifizierten Uebereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO) entnommen ist. Der Begriff ist also nicht neu, und es 
gibt schon gewisse Definitionen. So kann gleichwertige Arbeit verschiedener Na- 
tur sein, soweit ein Vergleich nach einem objektivierbaren Massstab moglich ist. 
Was für ein Massstab das ist, lässt die Verfassung offen. Er darf aber keine 

diskriminierenden Kriterien verwenden. Damit überprüft werden kann, ob dies 
nicht der Fall ist, muss der Vorgang der Lohnfestsetzung offengelegt werden. Und 
das ist in der schweizerischen Wirklichkeit noch häufig ein sorgfältig gehütetes 
Betriebsgeheimnis. Nur grössere Firmen und Verwaltungen wenden systematische Ar- 
beitsplatzbewertungsverfahren an. Selbstverständlich bedingt der Markt die Löhne 
wesentlich mit. Die Verfassung verlangt nicht, dass sich das ändert. Hingegen 

darf die Tatsache, dass mehr Frauen als Manner eine bestimmte Arbeit anbieten, 
nicht dazu missbraucht werden, sie schlechter zu entlöhnen. 
Eine Frau, die klagt, muss ihr Gehalt mit dem Lohn eines Mannes vergleichen, dem 
eines Kollegen oder Vorgängers. Falls feststeht, dass Frauenlöhne aufgrund ge- 
sch lech tsd isk r im in ie render  Kriterien festgelegt wurden, ist die Verfassung auch 
dann verletzt, wenn kein Mann in einer Vergleichsposition arbeitet. Löhne können 
grundsätzlich nur innerhalb eines Unternehmens verglichen werden, ausser 
Gesamtarbeitsverträge legten Bewertungskriterien für eine ganze Branche bindend 
fest. 
Offen bleibt in der Verfassung, ob eine Frau für fast gleichwertige Arbeit eine 
unverhältnismässige Lohneinbusse in Kauf nehmen muss und ob sie sich mit dem 
gleichen Lohn zufrieden geben muss, wenn ihre Arbeit gegenüber derjenigen eines 
Mannes höherwertig ist. 
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A U S G A N G S L A G E  

Was den Anteil der Frauen an der erwerbstätigen Bevölkerung angeht, unterschei- 

det sich die Schweiz nicht wesentlich von andern Industrieländern. Laut  dem Bun- 

desamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit { B I G A )  waren 1989 ziemlich genau ein 

Drittel aller Erwerbstätigen Frauen. Die Erwerbsquote der Frauen i s t  m i t  54,6 % 

(1987) im internationalen Vergleich relativ t i e f .  Der Frauenanteil unter den 
Teilzeitbeschäftigten (74 %) und Heimarbeitenden (95 %) i s t  gross. Die Arbeits- 

losigkeit i s t  hierzulande zwar gering, t r i f f t  aber Frauen deutlich stärker a l s  

Manner. Soviel lässt sich aus Schweizer Statistiken zur Situation der Frauen in 

der Arbe itswelt heraus lesen. 

- 

Zahlen zum Ausmass der Lohndiskriminierung aber gab es bisher keine. Einziger 
Anhaltspunkt war die jährliche Lohn- und Gehaltserhebung des BIGA, die 40 % al- 
ler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erfasst. Die Angaben über die persönliche 
Lohnsituation einzelner aber fehlen da ,  weil nur Lohnsummen ganzer Beschaftig- 

tenkategorien erhoben werden. Der Einfluss individueller Merkmale wie Alter, 
Dienstalter, Ausbildung, Berufserfahrung, berufliche Stellung, Pflichtenheft, 
Gesundheit, Geschlecht und Zivilstand ist kaum ermittelbar. Trotzdem wies die 
BIGA-Lohnstatistik 1987 zwischen Männern und Frauen einen Lohnunterschied von 

32 % aus. Diese Differenz darf nicht einfach mit ungleicher Entlöhnung für 
gleichwertige Arbeit erklärt werden. Sie kommt teilweise durch Gründe wie 

schlechtere Ausbildung oder kurzere Berufserfahrung zustande. 
Um klarere Aussagen machen zu können, entschloss sich die Arbeitsgruppe 

"Lohngleichheit", die heutige Situation wissenschaftlich analysieren zu lassen. 
Der erste Forschungsbericht des Berner Volkswi r tschaf tspro fessors  Peter Kugler 
sollte Zahlenmaterial zum Ausmass der Lohndiskriminierung liefern. Mit einem 
zweiten Forschungsbericht sollte Eberhard Ulich, Professor für Arbeits- und 

Organisat ionspsychologie an der ETH Zürich, analysieren, wie in heute gebräuch- 
lichen Arbeitsbewertungsverfahren der Begriff "gleichwertige Arbeit" definiert 
wird und ob nicht die Verfahren, selbst Quellen möglicher Diskriminierung sind. 
Er hat auch untersucht, wieweit Gesamtarbeitsverträge Lohngleichheit und 

Geschlechtergleichstellung unterstutzen. Warum seit Inkrafttreten des Verfas- 

sungsartikels zur Lohngleichheit 1981 erst vier Lohngleichheitsklagen bekannt 
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wurden, untersuchte i m  d r i t t e n  Forschungsbericht d ie  Soziologin Katharina Ley. 

Eine v i e r t e  Studie des Berner Pol i to logieprofessors Wolf Linder a rbe i te te  aus- 

landische Erfahrungen mit  er fo lgreichen Massnahmen gegen Lohnungleichheit auf .  

WIE GROSS IST DIE LOHNDISKRIMINIERUNG I N  DER SCHWEIZ? 

Der Berner Vo lkswir tschaftsprofessor Peter Kugler ha t te  den Auf t rag,  das Ausmass 

der Lohndiskriminierung i n  der Schweiz in  Zahlen zu erfassen. Er s t ü t z t e  s i ch  

dazu auf  d i e  sogenannten SOMIPOPS-Daten ( s z i o ~ e d i z i n  isches Jndikatorensystem 

der mu l a t i on  der Schweiz), d ie  1981/82 i m  Rahmen von Nationa lfonds-forschungs- 

Projekten Über den Gesundheitszustand der Bevö lkerung gesamtschw izer isch und 

repräsentat iv  erhoben worden waren. Diese S ta t  i s t i ken  geben Auskunft über Ar- 

be i t sze  i t ,  Arbe i t s p  latzmerkma le ,  B i  ldung, Z i v i l s tand ,  Beschäft igungsstatus, 

beruf  1 iche Pos i t i on ,  Famil iengrösse und -St ruktur .  Die Angaben zu Einkomen und 

Vermogen stützen s i ch  auf Informat ionen der kantona len Steuerämter. A Is mög 1 iche 

lohnbest immende Faktoren s ind in  Kug lers Ber icht  Ausb i ldungs j ah re ,  Berufserfah- 

rung und Gesundheitszustand berucks i ch t  i g t .  Zudem s ieht  e r  s ich zu e iner  Se lek- 

t ionskorrektur  veranlasst ,  we i l  i n  der Schweiz Frauen m i t  t i e f e n  Lohnen eher er- 

werbstät ig  s ind  a l s  Frauen m i t  hohen Lohnen. Kugler e r k l ä r t  s i c h  das Phanomen 

damit, dass d i e  po ten t i e l  1 hoch bezahlten Frauen i n i t  gut verdienenden Männern 

zusammenleben, sodass ihre Erwerbstät i gke i t  zum Lebensunterha I t  n i ch t  notwendig 

i s t .  Wären s i e  erwerbstät ig ,  argumentiert e r ,  so lägen d i e  durchschni t t  I ichen 

frauenlöhne weniger t i e f .  Ers t  d i e  verb leibende unerk l a r t e  Di f ferenz bezeichnet 

e r  a l s  Lohndiskriminierungskomponente, weist  aber darauf h in ,  dass dies ke in 

pos i t  iver Bewe i s ,  sondern nur e i n  wahrsche in  1 iches, we i 1 n icht  anders er- 

k lärbares Ausmass der Diskr iminierung se i .  



Autspaltung der Bruttolohndifferenz mlschen Männern und Frauen 

37,4 % 

5 3  % 
-1,3 % 
2,8 % 

7,3 % 

28,4 % 

Lohndifferenz zwischen 
Männern und Frauen 

5,75 % 
0,60 % 
235 96 

8,9 % 

29,l % 

Lohndifferenz nach 
Selektionskorrektur 

6,8 % 
2,8 x 
4,8 % 

14,3 % 

13,8 % 

Lohndifferenz erklärt durch: 

- Ausbildung 
- Berufserfahrung 
- Gesundheit 

9,0 % 
3,7 % 
5,2 % 

17,9 % 

22,9 % 

Erklärungsfaktoren 
gesamt 

Nichterklärter Teil 

Schweizer/innen 

Modell mit Modell ohne 
Selektionskorrektur 

24,3 % 

7,2 % 
4,4 % 
5,6 % 

17.2 % 

7,l % 

I 
43% 

10,3 % 
5,O % 
6,2 56 

21,5 % 

21,5 % 

Auslânder/innen 

Modell mit Modell ohne 
Selektionskorrektur 

I 
38 % 

Schwizer/innen und 
Ausländer/innen 

zusammen 
Modell mit Modell ohne 

Selektionskorrektur 

I 
40,8 % 

28,1 % 

Selektionskorrektur: 
Diese Korrektur wird vorgenommen, weil die Erwerbsquote bei Frauen tiefer ist und gleichzeitig Frauen mit relativ tiefen Löhnen tendenziell 
eher erwerbstätig sind. 

I 

U 

I 
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In Zahlen: Die Differenz zwischen Manner- und Frauen-Bruttolöhnen liegt bei 

41 %. Nach Vornahme der Selektionskorrektur bleibt ein Unterschied von 28 %. 

Rund die Hälfte davon kann durch die Faktoren Ausbildung, Berufserfahrung und 
Gesundheit erklärt werden. Der nicht anders als durch Geschlechterdiskriminie- 

rung erklärbare Rest beträgt 13,8 % (bei Ausländerinnen 28,4 %). Bezogen auf 

einen Bruttolohn eines Mannes von 40'000 Franken ergibt dies einen Betrag von 

5'520 Franken im Jahr. 

Schlussfolgerungen 

Die Arbeitsgruppe bedauert, dass nicht aktuelle Daten zur Verfügung standen und 

hält darum für angezeigt, die Datenlage für zukünftige Untersuchungen zu verbes- 

sern. Kuglers Selektionskorrektur ist nicht unbestritten, weil die Annahme zwei- 

felhaft erscheint, dass nicht erwerbstätige Frauen mit potentiell hohem Lohn- 
niveau effektiv zu diesen Bedingungen Arbeit finden würden. Die Korrektur ver- 

zerrt das Benachteiligungsmass nach unten, wenn man annimmt, dass erwerbswillige 
Frauen durch diskriminierend wirkende Rahmenbedingungen vom Arbeitsmarkt abge- 

halten werden. Verzichtet man auf die Selektionskorrektur, wie dies fast alle 

ausländischen Statistiken tun, so liegt die unerklärte Lohndifferenz zwischen 20 
und 30 %. 

Auch der Lohnfaktor Gesundheit scheint nicht unproblematisch. Dass Manner durch- 

schnittlich gesunder sind, mag auch mit der Doppelbelastung vieler Frauen zu tun 
haben. Bekannt ist auch, dass Frauen eher ärztliche Leistungen in Anspruch neh- 

men, was ihre berufliche Leistungsfähigkeit kaum beeinträchtigen dürfte. Auch 
die andern Erklärungsfaktoren Ausbildung und Berufserfahrung enthalten selber 

diskriminierende Elemente. Deshalb darf nicht vergessen werden, dass Lohn- 
Ungleichheit nur ein Teilaspekt der Diskriminierung von Frauen auf dem Arbeits- 
markt darstellt. 
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KÖNNEN ARBEI TSBEWERTUNGSVERFAHREN UND GESAMTARBEI TSVER TRAEGE 

LOHNUNGL EICHHEI TEN ABBAUEN HEL FEN? 

Erst  e i n  Bewertungsmassstab macht Frauen und Männerarbeit vergleichbar,  und da- 

m i t  Lohndiskriminierung f e s t s t e l l b a r .  Die Frage i s t ,  ob das i n  grösseren Betr ie-  

ben üb1 iche Instrument der ana lyt ischen Arbeitsbewertung zur Durchsetzung der 

Lohngleichhei t  taugt.  I m  S t r e i t f a l l  könnte es vor Gerichte f ü r  d i e  Beweisführung 

e i n  nütz l iches Hi l fs inst rument  sein.  Deshalb e r h i e l t  der Arbei ts-  und Organisa- - 
t ionspsychologe Eberhard U1 ich den Forschungsauftrag abzuk lären, wie wei t  

Arbe itsbewertungs verfahren Lohndiskr imin ierungen von Frauen verh indern oder er- 

mògl ichen. Der Auf t rag umfasste auch d i e  Untersuchung des Einf lusses der Gesamt- 

arbei tsver t räge auf d i e  Gle ichste l lung am Arbei tsp la tz .  Da i n  der Schweiz d ie  

Ausgesta ltung von Arbe itsbedingungen weitgehend der Autonomie der Sozialpartner 

über lassen i s t ,  müssen bei  Aufhebung der Lohndiskrimin ierungen KO 1 lek- 

t ivverhandlungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften e ine wesent 1 iche Rol le  

sp i e  ien. 

Analytische Arbeitsbewertung: Arbeitsbewertungsverfahren sind Methoden, die in 

einem Betrieb zu erbringende Arbeiten anhand festgelegter Kriterien wie Anforde- 

rungen und Belastungen beschreiben und bewerten. Mit ihrer Anwendung wird eine 

anforderungsabhängige Lohndifferenzierung angestrebt. Das Verfahren erfolgt 

meistens in vier Schritten: Beschreibung der Arbeitsaufgaben; Bewertung gemäss 

eines festgelegten Kriterienkataloges und Zuordnung einer bestimmten Ausprä- 

-7ungsstufe pro Kriterium; Gewichtung der Kriterien aufgrund ihrer zuvor verein- 

barten Bedeutsamkeit für die Organisation; Arbeitsplatzbewertung durch Zusam- 
menzählen der Punktwerte. Jeder der vier Schritte kann diskriminierende Elemente 
enthalten. 
Untersucht wurden vier in der Schweiz gebräuchliche Verfahren: die 
"Funktionsbewertung" des Bet r i ebsw i r t scha f t l i chen  Instituts der ETH Zürich 

(BWI) , das MBM-Gehaltsmanagements-Konzept des Management-Zentrums St. Gal len, 
das Arbeitsplatzbewertungsverfahren des Instituts f ü r  angewandte Psychologie 

Zurich (IAP) und das vom amerikanischen Betriebswirtschafter Edward N .  Hay an- 

fangs der 50er Jahre entwickelte HAY-Verfahren. Das BWI-Verfahren ist in der 

Schweiz am weitesten verbreitet. Sein Rahmenkatalog mit Merkmalen, die je nach 
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Betriebsbedürfnissen ausgewählt und gewichtet werden können, wird meistens prak- 
tisch unverändert übernommen. In einer Kolonne werden Kenntisse, Fahigkeiten und 
Eigenschaften aufgelistet, von Grundanforderungen (Schulbildung, allgemeine Er- 
fahrung) bis zu geistigen, Charakter1 ichen und körperlichen Anforderungen. In 
der zweiten Kolonne sind geistige, körperliche und seelische Beanspruchungen und 
Belastungen (durch Uebernahme von Verantwortung, Selbständigkeit oder Umgang mit 
Menschen) notiert. 
Eberhard Ulich und sein Team haben neben den vier Verfahren in acht Betrieben 
deren Auswirkungen in der Realitat untersucht. Die Betriebe machten freiwilli 
mit, liegen also punkto Gleichstellung von Frauen- und Männerlöhnen vermutlich 
über dem Durchschnitt. Und trotzdem ist in keinem die Praxis der Arbeitsbewer- 
tung frei von diskriminierenden Elementen, die in erster Linie nicht dem System, 
sondern den Anwendern anzulasten sind. Denn ein und dasselbe Verfahren findet in 
verschiedenen Firmen unterschiedliche Anwendung. 
Wichtige mögliche Quellen der Diskriminierung sind die Aufnahme geschlechtsdis- 
kriminierender oder die Auslassung wichtiger Merkmale wie physische Kraft (ihre 
Verwendung ist nicht diskriminierend, wenn sie für die Arbeit relevant sind): 
die Aufnahme von sich stark überschneidenden Merkmalen; eine gezielte Gewichtung 
besonders "belasteter" Merkmale (etwa Verfünffachung des Beurteilungswerts 
"Verantwortung für die Arbeit anderer"); korrigierende Eingriffe in die Verfah- 
rensgestaltung, zum Beispiel durch Prüfung auf unerwünschte Konsequenzen wie die 
lohnmässige Hoherstufung bislang schlecht bezahlter Gruppen; die fehlende Be- 
teiligung qualizifierter Arbeitnehmerinnenvertretungen bei Verfahrensanpassung 
und Bewertung; mangelnde Transparenz durch spärliche Information oder übermäc. 
sige Komplexität. 
Die staatliche "Equal Opportunity Commission" (Chancengleichheits-Kommission) in 
England hat 1984 eine Zusammenstellung von uber 70 Bewertungsmerkmalen erarbei- 
tet, von denen eine Bevorzugung typischer Manner- oder Frauenarbeitsplätze aus- 
gehen kann. Die Liste ist nicht direkt auf Schweizer Verhältnisse übertragbar. 
Sie liefert dennoch Hinweise, die auch hier gelten. Ein Vergleich mit in den un- 
tersuchten Betrieben verwendeten Merkmalen zeigt, dass Manner bevorzugende 
Kriterien bedeutend häufiger vorkommen, nämlich 42ma1, während Frauen bevorzu- 

gende Kriterien gerade 12mal gefragt waren. Die Merkmale "Ausbildung" und 
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"Spezialkenntnisse/Erfahrung", die gemäss der englischen Liste Manner bevor- 

zugen, werden überall angewandt und am höchsten gewichtet. 

Untersucht wurde auch der Einbezug psychischer und sozialer Komponenten in 
herkömmliche Arbei tsbewertungsverfahren. Negative psychische und soziale Kompo- 
nenten wie Problemhaltigkeit des Arbeitsinhalts, Einschränkung des Handlungs-, 

Gestaltungs- und Entscheidungsspielraums oder der Komnunikationsmöglichkeit sind 

meist mit tiefen Punktwerten versehen. Die Tatsache, dass solche Arbeiten wie 

sie hierarchisch niedrige, typische Frauenarbeitsplätze kennzeichnen, die Ge- 

sundheit, das Wohlbefinden und die persönliche Entwicklung beeinträchtigen, 

bleibt unberücksichtigt. Dies hat eine doppelte Benachteiligung zur Folge. 

- 

Gesamtarbeitsverträge: Der Bund beschloss bereits 1956, die in wenigen Branchen 

ex i stierende Al lgemeinverbindl icherk lärung bei Gesamtarbeitsverträgen (GAV) mit 

diskriminierenden Bestimmungen zu verweigern, tat dies aber nicht konsequent. So 
war die Lohndiskriminierung einer Hilfsarbeiterin aus St. Margrethen, die ihren 
Lohngleichheitsprozess gewann, ausgerechnet in einem dieser vom Bund allgemein- 

verbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträge verankert. Auch bei Kollektivver- 

handlungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften war Lohngleichheit schon vor 

ihrer Verankerung in der Verfassung ein Thema, seither ein unvermeidliches Trak- 
tandum. Wo sie beschlossen wurde, wurde sie immer durch Anpassung der tieferen 

Frauenlöhne an die Männerlöhne hergestellt, oft in einem schrittweisen Prozess 

(Chemische Industrie, Uhrenindustrie, Graphische Branche). Verschiedene GAV ha- 

ben den Lohngleichhei tsgrundsatz verankert und erwahnen ausdrücklich beide 

' Geschlechter, einige sehen spezielle paritätische Schlichtungsinstanzen vor. Am 
umfassendsten ist die Lohngleichheitsfrage im GAY der deutschschweizerischen Uh- 
renindustrie geregelt. Hier ist ein Kündigungsschutz für klagende Frauen v o r -  

gesehen und die Möglichkeit, einen Experten oder eine Expertin für Arbeitsbewer- 
tung beizuziehen. 

Gewisse GAY nehmen eigentliche Chancengleichhei tsart ikel  auf, so die Vereinba- 
rung der Maschinenindustrie, die seit 1988 gilt. "Die Vertragsparteien unter- 

stützen die Verwirklichung der Chancen- und Lohngleichheit für Manner und 
Frauen", ist da festgehalten. Den Firmen wird empfohlen, Aufstiegsmöglichkeiten, 

berufliche Weiterentwicklung und den Wiedereinstieg von Frauen zu fördern und 

Mädchen den Zugang zu den Lehrberufen der Branche zu erleichern. 

__ ..- . __-I. -__--I- _. 
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Noch immer existieren auch diskriminierende Regelungen, so bei Lohnabstufungen, 
die nach "Funktionsgruppen" gegliedert sind und "Arbeiten mit leichter 
Belastung" oder "Arbeiten mit schwerer Belastung" (Texti 1 industrie) unterschei- 
den und Arbeit "an kleinen Maschinen und bei Tischarbeit" oder "an grossen Ma- 
schinen und bei schwerer Arbeit" (Graphische Unternehmen). Problematisch ist 
auch der Geltungsbereich, schliesst er doch Hilfspersonal und sogar Teilzeitbe- 
schaftigte oftmals aus. 

Sch lussfo lgerungen 

D i s k r i m i n i e r u n g s p o t e n t i a l  wurde auch bei Arbei tshewertungsverfahren nachge- 
wiesen, obwohl sich die Benachteiligung aufgrund des Geschlechts auch hier sel- 
ten direkt beweisen lässt. Dennoch kann Arbeitsbewertung sich als nützlich er- 

weisen. Die Arbeitsgruppe "Lohngleichheit" hat folgende Thesen aufgestellt: 
- Die analytische Arbeitsplatzbewertung ist ein brauchbares Instrument fur die 

Beurteilung der Gleichwertigkeit von Arbeiten. Sie kann die Realisierung des 
Grundsatzes "Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit" erleichtern. Fur Ge- 
richte ist sie eine wesentliche Hilfe bei der Beweisführung. Die Bewer- 
tungsverfahren sind jedoch mit erheblichem Aufwand verbunden und deshalb nur 
in mittleren und grossen Unternehmen bedeutsam. 

- Die Anwendung systematischer Arbeitsplatzbewertung birgt bei der Auswahl und 
Gewichtung der Merkmale, bei der betriebsspezifischen Anpassung und der prak- 
tischen Handhabung selber Diskr im in ie rungsque l len .  

- Einmal erkannt, haben solche Diskriminierungsquellen eine "Warnlampen"- Funk- 
tion. Vor Gericht grenzen sie im Prozess das Feld ab, das es näher zu un- 
tersuchen gilt. 

- Nicht die subjektive Diskriminierungsabsicht ist bedeutsam, sondern allein der 
Diskriminierungseffekt. Unabsichtliche oder indirekte Benachteiligungen, die 
nicht geschlechtsspezifisch formuliert sind, aber geschlechtsrelevante Aus- 

wirkungen haben, sind oft schwer erkennbar. 
- Diskr iminierungsmögl ichkei ten bestehen auch bei der Beurteilung der Leistung 

und des Verhaltens. Diese Bereiche sind im Arbei tsbewertungsverfahren nicht 
erfasst. 

- Mit dem Einbezug sozialer und psychischer Komponenten in die Arbeitsbewertung 
könnten Lohndifferenzen abgebaut werden. 
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Im Bereich der Gesamtarbeitsverträge sind entwicklungsfähige Ansätze zu einer 
aktiven Lohngleichheitspolitik vorhanden. Sie müssten ausgebaut und generali- 
siert werden. Besonderes Augenmerk sollte den Leichtlohngruppen und der Be- 
seitigung indirekter Diskriminierung geschenkt werden. 

WARUM KLAGT KAUM EINE FRAU I H R  RECHT AUF GLEICHEN LOHN EIN? 

-- Lohnklagen s ind f ü r  d i e  Betroffenen immer eine grosse Belastung. Meist  werden 

s i e  e r s t  nach der Kündigung angestrengt. Bei Lohngleichheitsk lagen kommt er- 

schwerend hinzu, dass s i e  f ü r  d i e  Gerichte Neu land bedeuten. Erstma Is müssen s i e  

d i e  Gle ichwert igke i t  von Arbei ten beur te i len.  Für d i e  Klägerinnen geht es darum, 

n i ch t  nur Arbeitnehmerinnen- sondern auch Frauenrechte gel tend zu machen. Dies 

i s t  f ü r  d i e  meisten e i n  neues und ungewohntes Engagement, das e ine Ausein- 

andersetzung m i t  dem eigenen Frausein, der eigenen Ste l lung in  Fami l ie ,  Arbei ts-  

we l t  und Freundeskreis nach s i c h  z ieht .  Das Rechtsbewusstsein von Frauen i s t  

durch Unrechtserfahrungen geprägt. Die a 1 l t à g l  ichen Diskr iminierungen werden von 

v ie len zwar a Is ungerecht e r  l eb t ,  aber a Is unabänder 1 ich bet rachtet .  

Die Soziologin Katharina Ley hat Gesprache mit jenen Frauen geführt, die vor Ge- 

richt zogen, und mit Frauen, die bei sich Lohnungleichheit vermuten, aber von 
einer Klage - vorderhand - absehen. Befragt wurden auch Arbeitgeber, Anwältinnen 
und Anwälte sowie Gewerkschaftsvertreter innen und -Vertreter, die mit 

I '  Lohndiskriminierungsproblemen konfrontiert wurden, alle Arbeits- und 
Verwaltungsgerichte der Schweiz und ausgewählte Rechtsauskunfts- und Beratungs- 
stellen. 
Bisher sind nur sechs Lohngleichheitsklagen bekannt. Die erste, im Juni 1985 

gutgeheissene Lohnklage hat eine Hilfsarbeiterin aus St. Margrethen nach ihrer 
Kündigung auf Bestreben und auf Kosten der Gewerkschaft eingereicht. Hier war 
ein Vergleich mit gleicher Arbeit moglich. Die Arbeitnehmerin war sich ihrer 
Pionierrolle nicht bewusst und will heute nicht mehr darüber sprechen. Sie hat 
das Gefühl, von der Gewerkschaft "gebraucht" worden zu sein. 

Als zweite gewann eine Beamtin irn Kanton Obwalden einen Lohngleichheitsprozess 
vor Verwaltungsgericht. Sie hatte 1984 ein Gesuch um Urnteilung in eine hohere 

. _. I.-- I _-_ .."" .- 
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Lohnklasse gestellt, da sie verglichen mit dem Vorgänger tiefer eingestuft wor- 
den war. Der Kanton aber hatte abgelehnt. Durch ihre Klage ist die Beamtin ge- 
genüber ihren Arbeitskollegen in soziale Isolation geraten. 
Schon 1981 zogen sechs Krankenschwestern aus Zürich mit gewerkschaftlicher 
Unterstützung vor Verwaltungsgericht. Sie klagten ein, dass sie in ihrem typi- 
schen Frauenberuf schlechter bezahlt sind als Manner mit vergleichbarer Qualifi- 
kation. Nachdem das Bundesgericht den Entscheid des Verwaltungsgerichts schon 
zweimal kassiert hat, wird das Verwaltungsgericht nun ein drittes Mal ent- 
scheiden müssen. Hier stellt sich das Problem der Definition von "gleichwertiger 
Arbeit". Der letzte Bundesgerichtsentscheid forderte zu dieser Frage ein neues 
Gutachten. Der Prozess dauert nun schon neun Jahre, was für die betroffenen 

Krankenschwestern eine grosse Belastung darstel It. 

Vor dem Kantonsgericht Waadt setzte eine Schauspielerin aus Lausanne durch, mit 
ihren hauptberuflichen Kollegen lohnmässig gleichgestellt zu werden. Das 
Bundesgericht hat den Entscheid im Juli 1987 jedoch aufgehoben, weil nicht be- 
wiesen sei, dass die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts erfolgte. Die 
Schauspielerin kann heute in ihrem angestammten Beruf nicht mehr tätig sein, da 
sie keine Engagements mehr erhält. 
Schaffhauser Handarbeits- und Hauswir tschafts lehrer innen beschwerten sich beim 
Regierungsrat darüber, dass sie in ihrem typischen Frauenberuf für den gleichen 

Lohn wie Primarlehrer und Primarlehrerinnen mehr Wochenstunden zu leisten hat- 
ten. Ihre Beschwerde wurde von der Regierung abgewiesen, Ende 1989 jedoch vom 

Schaffhauser Verwaltungsgericht gutgeheissen. 

Zwei Chefsekretärinnen von Walliser Regierungsräten blitzten vor Ver- 
waltungsgericht mit ihrer Forderung ab, lohnmässig dem Sekretär der Staatskanz- 
lei gleichgestellt zu werden. Das Bundesgericht hob dieses Urteil im Dezember 
1989 auf und wies den Fall zu einer zweiten Beweiserhebung ans Verwaltungs- 
gericht zurück. 
Alle Klagen haben zu einer starken persönlichen Betroffenheit und teilweise zu 
betrachtlichen sozialen Nachteilen der Klägerinnen geführt. Wegen der Dauer, 
Schwierigkeit und Kostspieligkeit der Beweisführung ist es auch kaum möglich, 
eine Lohngleichheitsklage ohne fachliche und finanzielle Unterstützung einzu- 

reichen. Die Klägerinnen verlangen rückblickend vor allem eine Verbesserung ih- 
rer Situation im Prozess. 



- 15 - 

Um zu erfahren, warum Frauen, die klagen könnten, es nicht tun, führte Katharina 
Ley Gruppengespräche mit Verkäuferinnen und Arbeiterinnen aus verschiedenen Be- 
trieben. Sie nannten vor allem die Angst um den Arbeitsplatz als Argument gegen 
den Gang vor Gericht, aber auch die Verbundenheit mit Beruf und Betrieb und ge- 
wisse Vorteile, die sie nicht verlieren möchten, wie die Möglichkeit von Teil- 
Zeitarbeit. Sie führten auch die schwierige Beweislage an. Besserung erhoffen 

sie sich von generellen Fortschritten in der Lohn und Beschäftigungspolitik. 
Die Gerichte bekunden in Katharina Leys Umfrage mehrheitlich eine gewisse 
Skepsis. Sie erachten Lohngleichheitsklagen als aufwendig wegen der Schwierig- 
keit des Gle ichwer t igke i tsnachweises  für verschiedene Arbeiten. Einer Besser- 
stellung der klagenden Frau im Prozess stehen sie kritisch gegenüber. Etwa die 

Hälfte erachtet eine Ausdehnung der Klagelegitimation auf Verbände, die Arbeit- 
nehmerinneninteressen vertreten, als nicht erforderlich. Die Gerichte geben 
Lohngleichheitsklagen geringe Chancen. Sie möchten das Problem an die Sozial- 

partner delegieren und bezeichnen sich mehrheitlich als überlastet und bezuglich 
dieser Sache uninformiert. 

Die Rechtsauskunfts- und Beratungsstellen von Gewerkschaften und Verbänden wer- 

den selten von Frauen in Sachen Lohngleichheit angegangen. Alle betonen die 
Notwendigkeit eines stellvertretenden Klagerechts für Verbände, die Unabdingbar- 
keit eines Kündigungsschutzes für Klagende und die Wichtigkeit weiterer, für die 

Praxis wegweisender Gerichtsentscheide. Ein grosses Klagehindernis ist aus ihrer 
Erfahrung auch der fehlende Zugang zu den für die Beweisführung notwendigen be- 
trieblichen Unterlagen. 

-- Anwtiltinnen und Anwälte, die mit Lohngleichheitsklagen zu tun hatten, bringen 
neben Verbandsklagerecht und Kundigungsschutz die Notwendigkeit der Erarbeitung 
von Kriterien zur Feststellung gleichwertiger Arbeit vor. Weil Betriebe Beweis- 
stücke blockieren können, an deren Herausgabe sie kein Interesse haben, schlagen 
sie eine Umkehr der Beweislast vor. 

Sch lussfo igerungen 

Wegen der starken persönlichen Betroffenheit, die Lohngleichheitsklagen aus- 
lösen, sind sie ohne moralische Unterstützung durch Gruppensolidarität 

(Krankenschwestern) oder einen Berufsverband kaum möglich. Angesichts der 
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Schwierigkeit der Beweisführung ist es wichtig, dass die Klägerinnen juristische 
und finanzielle Unterstützung erhalten. 
Die geringe Einschätzung der Bedeutung des Lohns, mangelnde Information, fehlen- 
der Kündigungsschutz, die schwierige Beweislage, Angst vor Exponiertheit und 
Isolation und fehlende Unterstützung halten Frauen heute vom Gang vor Gericht 
ab. Die Erleichterung der Klagemöglichkeit ist deshalb eine notwendige Massnahme 
zur  Durchsetzung der Lohngleichheit. 

WIE MUSS EINE GLEICHSTELLUNGSPOL I T I K  M I T  ERFOLGSCHANCEN AUSSEHEN? 

Der v i e r t e  Forschungsber icht des Berner Po 1 i t o  logieprofessors Wolf L inder ha t te  

zum Z i e l ,  ausländische Erfahrungen mit G le ichste l  lungspol i t ik  auszuwerten. Un- 

tersucht wurden d i e  USA, Schweden, d i e  Bundesrepub 1 ik Deutsch land, Grossbr i- 

tann ien und Frankre ich. 

USA: Die Diskussion um Frauengleichstellung erwuchs in den Vereinigten Staaten 
anfangs der sechziger Jahre aus der A n t i d i s k r i m i n i e r u n g s p o l i t i k ,  die auch 

Benachteiligungen aufgrund von Religion und Rasse umfasst. Der "Equal Pay A c t "  

(Lohngleichheitsgesetz) von 1963 schreibt gleichen Lohn vor, der "Civil Rights 
Act" (Bürgerrechtsgesetz) führte 1964 ein allgemeines Diskriminierungsverbot 
ein. A l s  wenig erfolgreich hat sich die individuelle Durchsetzung der Lohn- 
gleichheit auf dem Rechtsweg erwiesen. Obwohl 1972 auch eine mit weitgehenden 
Kompetenzen ausgestattete "Equal Employment Opportunity Commission'' (Chancen- 
gleichheits-Kommission) eingesetzt wurde, verdienten US-Arbeiterinnen noch 1980 

gerade 60 % eines durchschnittlichen Mannerlohns. 
Der grosse Erfolg der US-Gleichstellungspolit ik sind die sogenannten 
"affirmative actions" - die Förderung der Gleichstellung durch konkrete Massnah- 
men staatlicher und privater Stellen. Ihr wichtigstes Element ist die "Executive 
Order No. 11357". Sie verpflichtet Unternehmen, die grössere Regierungsaufträge 

erhalten, Frauenförderungsprogramme durchzuführen. Die Vorschrift erfasst fast 
alle Grossunternehmen oder ein Drittel der Arbeitskräfte. Das "Office of Federal 

Contract Compliance Programs" (Büro zur Ueberwachung von Regierungsaufträgen) 

überwacht die Durchsetzung. 
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Schweden: Ein Gesetz zur Gleichstellung von Männern und Frauen aus dem Jahr 1979 
verlangt Lohn- und Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt und enthält neben ei- 

nem Diskriminierungsverbot auch Bestimmungen über Förderungsmassnahmen. Die 

staatliche Ombudsfrau erfüllt eine wichtige Funktion im Gesetzesvollzug. 

In zwei Bereichen ist Schweden fuhrend: Einerseits hat die Sozialpolitik mit ei- 

nem weitgehend funktionierenden System der Kinderbetreuung, einem ausgebauten 

Mutterschaftsschutz und Elternurlauben, die Mutter oder Vater beziehen können, 

die Vereinbarkeit von Familien und Berufsarbeit stark erleichtert. Zudem wurde 
die steuertechnische Benachteiligung von Zweiteinkommen durch ein neues System 

der getrennten Besteuerung beseitigt. Die im internationalen Vergleich höchste 
Frauenerwerbsquote (77 %) spiegelt eine grössere individuelle Freiheit der Le- 

bensgestaltung. Und die im internationalen Vergleich kleinsten Bruttolohnun- 
terschiede sichern Frauen in Schweden mit immerhin fast 90 % eines durchschnitt- 

lichen Männerlohns. Besondere Anstrengungen wurden dabei zugunsten einer Herauf- 
setzung der tiefen Lohnkategorien unternomen. Dies ist in erster Linie das E r -  

gebnis kollektiver Verhandlungen von Arbeitgebern und Gewerkschaften. Letztere 

sind in Schweden traditionell stark und weisen einen hohen Frauenorganisa- 

tionsgrad auf. 

- 

BRD: Oie Gleichstellungsgesetze basieren hier auf der Idee einer gerichtlichen 
Durchsetzung. Das Klageverfahren kennt eine begrenzte Umkehr der Beweislast. In 

Wirklichkeit haben jedoch die Betriebsräte für die Durchsetzung der Lohngleich- 
heit die grösste Bedeutung. Sie müssen die Einhaltung der geltenden Vorschriften 
zugunsten der Beschäftigten, also auch die Lohngleichheit, überwachen. Und sie 

haben bei jeder betrieblichen Lohnregelung ein Initiativ- und Mitbestimnungs- 
recht. D i e  Tarifparteien wichtiger Wirtschaftszweige haben Lohngleichheit und 
beruflichen Chancengleichheit in ihre Regelungen einbezogen. Auch die gut ausge- 

baute Sozialpolitik und die Steuerregelungen wirken sich für Frauen positiv aus. 
Mehrere Bundesländer haben Förderungsprogramne und Quotenregelungen für die öf- 

fentliche Verwaltung eingeführt. Die Praxis ist aber heute noch zu jung, um 
deren Auswirkungen abzuschätzen. 

.- 

- . . . . __ - -. 
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Grossbritannien: 1975 sind der "Equal Pay Act" (Lohngleichheitsgesetz) und ein 
allgemeines Gleichstellungsgesetz in Kraft getreten. Die Aufsichtsbehörde "Equal 
Opportunity Corni ss ion" (Chancenglei chhei ts-Kommi ss ion) i st mit weitgehenden 
Kompetenzen ausgestattet. Sie kann bei ihren Untersuchungen Einsicht in Unter- 
lagen privater Unternehmen nehmen, gewährt Klägerinnen Rechtshilfe und hat teils 
erfolgreich Vorschläge zur Verbesserung des Gerichtsverfahrens durchgebracht. So 

sind den Gerichten nun Schlichtungsinstanzen vorgelagert. Wohl eine Auswirkung 
davon ist, dass es zur Lohngleichheit zahlreiche, gut dokumentierte Gerichts- 
fälle gibt. 
Die Behörden setzen auf Ueberzeugungsarbeit. Sie tun dies mit Informa- 
tionskampagnen und der Propagierung freiwilliger Förderungsprogramme. Kollektiv- 
Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften sind auch hier ein wich- 

tiges Feld der Gleichstellungspolitik. Das Problem ist, dass typische Frauen- 
berufe wie Sekretärinnen, Stenodaktylos oder Krankenschwestern gewerkschaftlich 

kaum organisiert sind. Jeder kollektive Lohngleichheitskonflikt kann vors 
"Central Arbitration Committee" (Schiedskommission) gezogen werden. Trotz aller 
Anstrengungen sind die Lohnunterschiede zwischen Mann und Frau im rauhen sozia- 
len Klima der achziger Jahre grösser geworden. 

Frankreich: Die teils schon 1946 verankerten Gesetze zur Lohngleichheit wurden 
in den siebziger Jahren revidiert und durch weitergehende Gleichstellungsgesetze 
ergänzt. Auch die Sozialgesetzgebung wirkt sich für Frauen günstig aus. In Er- 

ziehung und Ausbildung sollen staatliche Informationskampagnen Vorurteile ab- 
bauen. Anfangs der achziger Jahre wurden die politischen und administrativen Or- 
gane der Gleichstellungspolitik stark ausgebaut. Ausschlaggebend für die relativ 
hohe Lohngleichheit (1980 verdienten Frauen 72 ,5  % eines durchschnittlichen 
Männerlohns) dürfte die lange Tradition der Gleichstellungspolitik sein. 

Überb 1 ick über mïgl  iche M a s s n a k n  und deren Wirkungen 

In allen untersuchten Ländern beschränkten sich die ersten Gesetze auf 
Lohngleichheit, eine zweite Generation von Gesetzen formulierte allgemeine 
Diskr iminierungsverbote,  die neusten sehen die gesetzliche Regelung von Förde- 

rungsmassnahmen vor. Zudem wurde erkannt, dass eine Koordination mit andern Ge- 
setzesbereichen (Sozialversicherungen, Steuerrecht) nötig ist. 

- .  . . . 
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Für eine bessere ger icht l iche  Durchsetzung der Lohngleichheit haben viele Lander 

Spezialbestimmungen eingeführt, einige Sonderbehörden, meist in Form von den 
Gerichten vorgeschalteten Schlichtungsstellen. Die meisten kennen in Lohngleich- 
heitsfragen ein Verbands- und Behördenklagerecht. Viele haben eine teilweise 

Unkehr der Beweislast eingeführt, weil Arbeitnehmerinnen zu Betriebsunterlagen 
keinen Zugang haben. Die Klägerin muss die Diskriminierung nur glaubhaft machen, 

dann liegt es am Arbeitgeber zu beweisen, dass keine Diskriminierung vorliegt. 
Ueberall geniesst die Klägerin während des Prozesses und eine gewisse Zeit da- 

nach einen Kündigungsschutz. Teilweise sind in den Urteilen Schadenersatz und 

Genugtuung möglich. Schweden und Grossbritannien sehen Bussen vor, Frankreich 

und die USA auch Gefängnisstrafen. 

In der Schweiz gibt es keine Spezialbestimmungen zur Verwirklichung der 
Lohngleichheit. Die Klägerin muss grundsätzlich allein gegen den Arbeitgeber 
prozessieren und den Beweis für ihre Diskriminierung erbringen. Kollektivklagen 

sind in Form von Streitgenossenschaften zulässig, Verbände und Behörden aber ha- 

ben kein Klagerecht. Eine Frau, die klagt, kann ohne weiteres entlassen werden. 

Selbst wenn ihre Kündigung als missbrauchlich erkannt wird, hat sie nur Anspruch 
auf eine Entschädigung von maximal sechs Monatslöhnen. In den meisten Ländern 

bestehen Förderungsprogranme i n  der ö f fent l ichen  Verwaltung. Sie können rasch 
verwirklicht werden und wirken sich für eine grosse Zahl von Frauen sofort aus. 

Konzipiert und kontrolliert werden sie meist von Sonderbehörden. 

In der Schweiz beschäftigt sich die Stabsstelle für Frauenfragen im Eidgenössi- 
schen Personalamt mit Massnahmen bei der Rekrutierung und der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung der Frauen innerhalb der Bundesverwaltung. Aehnliche Stellen 

bestehen in einzelnen Kantonen und Gemeinden. 

In den USA werden mit Erfolg Subventionen und d i e  Vergabe von Staatsauftragen an 
das Gebot der Nicht-Diskriminierung, das auch ein Verbot sexistischer Werbung 
umfasst, und positive Förderungsmassnahmen gebunden. Weil die Firmen von ihrer 

Frauenfreundlichkeit profitieren, werden diese Massnahmen gern akzeptiert. Ihre 
Ueberwachung erfolgt durch eine Spezialbehörde. 
In der Schweiz gibt es nichts Vergleichbares. 

In verschiedenen Ländern existieren freiwillige Förderungsprogranœ p r i v a t e r  

Firnien, die zum Teil durch Subventionen unterstützt werden. 

.-. 
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In der Schweiz betreiben ebenfalls immer mehr private Unternehmen Frauenförde- 

rung. 
Namentlich in Schweden ist die Gleichstellungspolitik massgeblich in den Gesanrt- 
arbeitsvertriigen verankert. 

In Schweizer Gesamtarbeitsverträgen sind diskriminierende Regelungen noch nicht 

ausgemerzt (Textilindustrie, graphische Unternehmen). Zum Teil aber bestehen An- 

sätze zu einer Gleichstellungspolitik. Sie reichen von Grundsatzerklärungen 

(Maschinenindustrie) bis zu umfassenden Vorschriften für die Durchsetzung der 
Lohng le ich hei t (Deu tschsc hwe i zer Uhren industr i e). 
Mit Ausnahme von Schweden sind Frauen im Sozialversicherungssysten überall 

benachteiligt, weil dieses meist von der Familieneinheit mit klassischer Rollen- 
verteilung ausgeht. Alle untersuchten Länder kennen jedoch einen Mutterschafts-, 

Eltern- oder Erziehungsurlaub von maximal 18 Monaten. 

Das Schweizer Sozialversicherungssystem ist auf Seite 32 näher beschrieben. 
Trotz Verfassungsauftrag existiert noch immer keine gesamtschweizerische 

Mutterschaftsversicherung, sondern nur ein Beschäftigungsverbot bis acht Wochen 

nach der Geburt. 

In allen untersuchten Ländern geht die Tendenz dahin, in Arbeitsgesetzen Sonder- 

schutzbestimngen für Frauen aufzuheben und eine geschlechtsunabhängige 

Verbesserung des Arbeitsschutzes einzuführen, vor dllern f ü r  Frauen und Manner 

mit elterlichen Pflichten. 

Auch in der Schweiz wird das Arbeitsgesetz derzeit revidiert. Verschiedene Län- 

der haben in ihrem Steuerrecht von Haushaltbesteuerung auf Formen des Splittings 

oder der individuellen Besteuerung umgestellt, da Studien der Europäischen Ge- 
meinschaft belegen, dass dies der Gleichbehandlung der Geschlechter am ehesten 
entspricht. In der Schweiz gilt noch die traditionelle Haushaltbesteuerung. 

In allen Ländern sind Spezialbehörden mit der Durchsetzung der Gleich- 
stellungspolitik betraut. Am wirkungsvollsten haben sich Sonderstellen von hohem 

hierarchischem Rang, grosser Autonomie und weitreichenden, gesetzlich veranker- 
ten Kompetenzen erwiesen. 

Auch in der Schweiz gibt es erste Frauenstellen. Neben dem Eidgenössischen Büro 

für die Gleichstellung von Frau und Mann wurden und werden vergleichbare Stellen 

in verschiedenen Kantonen und Gemeinden eingerichtet. 
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Sch lussfo lgerungen 

Die ausländischen Erfahrungen zeigen, dass allein auf Lohngleichheit konzen- 
trierte Massnahmen nicht genügen, um eine reale Chancengleichheit von Frau und 

Mann auf dem Arbeitsmarkt zu erreichen. Dazu ist eine umfassende Gleichstel- 

lungspolitik notig. Neben Massnahmen zur Verbesserung gerichtlicher Durchsetzung 
der Lohngleichheit schlägt die Arbeitsgruppe "Lohngleichheit" deshalb weitere 

Massnahmen vor. Zwischen der Stellung der Frau auf dem Arbeitsmarkt und ihrer 
Behandlung i n  Steuerrecht und Sozialversicherungen besteht eine Wechselwirkung. 
Jede echte Gleichstellungspolitik muss auch diese Bereiche umfassen. .- 
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M A S S N A H M E N  

Die von der Arbeitsgruppe "Lohngleichhei t"  in  Auf t rag gegebenen For- 

schungsberichte zeigen es k l a r :  Lohngleichhei t  von Mann und Frau i s t  i n  der 

Schweiz noch n i c h t  W i rk l i chke i t .  Es braucht zusätz l iche Anstrengungen, um dem in 

der Verfassung ve rb r ie f ten  Recht auf gleichen Lohn Nachachtung zu verschaffen. 

Eine noch grössere Lücke k l a f f t  zwischen Verfassungsziel und Red l i t a t ,  wenn man 

vom zweiten Satz des A r t i k e l s  4 Absatz 2 ausgeht, wonach das Gesetz f ü r  d ie  

tatsäch 1 iche Gle ichste 1 lung von Frau und Mann in  a 1 len Lebensbere ichen, d Is0 

auch in  a l l e n  Berufen und auf  a l l e n  Hierarchiestufen, sorgen s o l / .  Spätestens da 

w i r d  deu t l i ch ,  dass rea le  Lohngleichhei t  n i c h t  a l l e i n  m i t  der ge r i ch t l i chen  

Durchsetzung des Verfassungsgrundsatzes zu erreichen is t .  

Die erste Gruppe der hier vorgeschlagenen Massnahmen so l l  die Durchsetzbarkeit 

des Anspruchs auf gleichen Lohn erleichtern. Eine zweite Gruppe von Massnahmen 
bezweckt die Besserstellung der Frau auf dem Arbeitsmarkt. Es geht um Förderung, 

Unterstützung, Beratung und um ein Diskriminierungsverbot. Mit der dritten 
Gruppe von Massnahmen sollen die Rahmenbedingungen für die Gleichstellung der 
Frau verbessert werden. In der Sozialversicherung, der Familien- und Sozialpoli- 
tik sowie im Steuerrecht mussen Regelungen, die Frauen diskriminieren, abgebaut 
und möglichst gute Rahmenbedingungen für die Gleichstellung geschaffen werden. 
Eine letzte Gruppe von Vorschlägen will Grundlagen und Infrastruktur für eine 
aktive Gleichstellungspolitik sichern. 
Die verschiedenen Massnahmen stützen und bedingen sich gegenseitig. Eine konzer- 
tierte Aktion auf verschiedenen Gebieten und Ebenen bringt wesentlich mehr als 
die Summe der Einzelvorschläge. Nur etwa ein Drittel der Massnahmen bedürfen ei- 
ner gesetzlichen Regelung. Der privaten Initiative, insbesondere jener der So- 

zialpartner und der Frauenorganisationen, wird ein hoher Stellenwert eingeräumt. 
Die Förderung der Gleichstellung muss in Unternehmen nicht zu einer zusätzlichen 
Belastung führen. Sie kann im Gegenteil zum Abbau von Männerprivilegien und zu 

einem zusätzlichen Angebot qualifizierter weiblicher Arbeitskräfte führen. 
Namentlich bei den Vorschlägen zum Sozialversicherungs- und Steuerrecht müssen 

die wirtschaftlichen Auswirkungen aber mit einer ergänzenden Studie noch naher 

abgeklärt werden. 

. . .. . . - .. - 
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DAS RECHT AUF GLEICHEN LOHN GERICHTLICH DURCHSETZEN 

Für S t re i t sumen  b i s  zu 20'000 Franken i s t  heute i n  A r t i k e l  343 OR über das 

Verfahren f ü r  a rbe i t s rech t l i che  S t r e i t i g k e i t e n  e i n  kostenloses, einfaches und 

rasches Verfahren vorgesehen. Das Gericht  muss den genauen Sachverha I t  von s i ch  

aus überprüfen und d i e  Beweise nach freiem Ermessen würdigen. Um d i e  Durch- 

' -  setzung der Lohngleichhei t  zu e r le i ch te rn ,  s o l l t e  das Verfahren i n  e in igen Punk- 

ten ergänzt werden. 

Vermittlungsstellen: Kantonale Vermittlungsstellen könnten bei Streitigkeiten um 
gleichen Lohn den Sachverhalt abklären, Untersuchungen durchführen und den Par- 
teien einen aussergerichtlichen Vergleichsvorschlag für eine gütliche Einigung 

vorlegen. So wurde betroffenen Frauen der Gang vor Gericht erspart, was den Ent- 
scheid, sich gegen Lohndiskriminierung zu wehren, erleichtern soll. Dieses dem 
Gericht vorgeschaltete Verfahren müsste unentgeltlich und freiwillig sein, weil 
nur dann die Parteien verhandlungsbereit sind. Das System ist mit den bewährten 
Schlichtungsstellen für M i e t r e c h t s s t r e i t i g k e i t e n  vergleichbar. Die Rolle dieser 
Vermittlungsstellen in Lohngleichheitsfragen könnten die kantonalen Frauenbüros 

übernehmen, wei 1 dort die nötige Fachkompetenz vorhanden ist. 

Arbeitsrechtliches Verfahren: Die Streitwertgrenze von 20'000 Franken ist für 
._ Lohngleichheitsprozesse zu tief, da sich das Problem der teuren und komplizier- 

ten Beweisführung für Frauen in hoheren Positionen vergleichbar wie für Arbeit- 

nehmerinnen in tieferen Lohnkategorien stellt. Deshalb ist das finanzielle 
Risiko ohne generelle Einführung der Kostenlosigkeit ein zu grosses Prozesshin- 
dernis. Angesichts der Kompliziertheit der Materie muss das Verfahren schrift- 
lich durchgefuhrt werden können. Da vielen Gerichten die Fachkompetenz in Lohn- 
gleichheitsfragen fehlt, sollen sie berechtigt sein, Gutachten der Frauen- oder 
Vermittlungsstellen einzuholen. 

Beweislastregel: Die Beweislast liegt schon heute nicht allein bei der klagenden 

Frau. Das Gericht muss den Tatbestand von Amtes wegen untersuchen. Doch auch es 



- 24 - 

weiss nicht, welche Dokumente die Diskriminierung belegen würden. Ein eingeklag- 
ter Arbeitgeber aber hat kaum ein Interesse, das Gericht möglichst gut zu doku- 

mentieren und die entsprechenden Beweisstücke bekanntzugeben. Neu soll das Ge- 

richt deshalb zugunsten der Arbeitnehmerin entscheiden, wenn diese die 
Lohndiskriminierung glaubhaft macht und der Arbeitgeber nicht beweisen kann oder 
will, dass keine Diskriminierung vorliegt. Da die Beweismittel regelmässig beim 
Arbeitgeber konzentriert sind, wird damit eine faktische Ungleichheit im Prozess 

ausgeglichen. 

Stellvertretung i m  Prozess: Die Prozessvertretung durch Verbände, Anwältinnen 
oder Anwälte darf nicht ausgeschlossen werden. Ohne diese Unterstützung sind 
Lohngleichheitsprozesse von den Betroffenen kaum zu führen. Das Bundesgericht 
sagt selbst, in rechtlich schwierigen Fällen sei eine Stellvertretung immer zu- 
lässig - und Lohngleichheitsprozesse sind kompliziert. Der Klarheit halber muss 
das Recht auf Stellvertretung aber ausdrücklich verankert werden. 

Klage- und Beschwerderecht für Organisationen: Die Möglichkeit, dass Betroffene 
während des gesamten Verfahrens nicht selbst als Klägerinnen gegen ihren Arbeit- 

geber auftreten müssen, ist für die gerichtliche Durchsetzung des Lohngleich- 
heitsanspruchs von grundlegender Bedeutung. Neu erhalten deshalb auch Organisa- 
tionen, die den Schutz von Arbeitnehmerinteressen oder die Förderung der Gleich- 
stellung der Frauen als statutarische Aufgabe vorsehen, ein Klagerecht. Ein 
durch Verbandsklagen erwirktes Urtei 1 sol 1 den Tatbestand der Diskriminierung 
nur bejahen oder verneinen können (Feststellungsurteil). Es gilt im Prinzip nur 
zwischen dem beklagten Betrieb und dem Verband, nicht jedoch für die Arbeitneh- 
merin. Weil ihm aber präjudizierende Bedeutung zukommt, wird sich eine zusätzli- 
che Klage der Arbeitnehmerin meist erubrigen. 
Die Verbandsklage dient vor allem dazu, Grundsatzfragen aufzuwerfen, da sie 
ermöglicht, Lohngleichheitsfragen unabhängig von der Situation einzelner 
Arbeitnehmerinnen zu entscheiden. Die Klageberechtigung hängt nämlich weder 
davon ab, ob die Betroffene Mitglied ist noch von ihrer Zustimmung. Rechtlich 
ist die Verbandsklage kein Novum. Sie hat sich in Natur- und Heimatschutz, Um- 

weltschutz, Preisüberwachung und kantonalem Baurecht überall dort bewährt, wo es 

gilt, die Rechte einer grossen Zahl von Betroffenen zu sichern. 
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Der Arbeitgebervertreter in der Arbeitsgruppe "Lohngleichheit" widersetzte sich 
dem Verbandsklagerecht, weil er die übrigen Massnahmen für ausreichend hielt. 
Die Leiterin des Eidgenössischen Gleichstellungsbüros drang ihrerseits nicht 
durch mit der Forderung, auch von einem Verband geführte Prozesse mussten den 
Arbeitgeber zu einer Lohnnachzahlung im Ausmass der festgestellten Diskriminie- 
rung (Leistungsklage) und zur Aenderung des Arbeitsvertrags für die Zukunft 

(Gesta1 tungsk lage) verpf 1 ichten. 

-- 
Kündigungsschutz: Kündigungsschutz ist die unabdingbare Voraussetzung dazu, die 
Verfassung in ungekündigtem Verhaltnis durchzusetzen. Die Mehrheit der Arbeits- 
gruppe "Lohngleichheit" schlägt deshalb einen Kündigungsschutz während des Ver- 
fahrens und ein Jahr lang nach dessen Abschluss vor. Während der Schutzzeit sind 

Kündigungen nur gültig, wenn ein schriftlich formulierter "begründeter Anlass" 
besteht. Der Schutz ist nicht gegeben bei offensichtlichem Rechtsmissbrauch, 
wenn etwa die Klage nur eingereicht wird, um einen gefahrdeten Arbeitsplatz be- 
halten zu können. Einen vergleichbaren Kündigungsschutz bietet heute schon das 

Mietrecht. Dort hat er sich bewährt. 

Sanktionen: Auf strafrechtliche Sanktionen wie Busse oder Gefängnis wird bei 
Verletzung des Lohngleichhei tsgrundsatzes verzichtet. Möglich soll jedoch eine 
Genugtuung bis zu einem Jahresgehalt sein. Der Anspruch auf Genugtuung besteht, 
wenn der Prozess zu einer "schweren Verletzung der Persönlichkeit" der Klägerin 

geführt hat. 

Konkretisierung des Lohngleichheitssatzes: Die Konkretisierung des offenen und 
weiten Verfassungsbegriffs "gleichwertige Arbeit" wäre in der gerichtlichen 
Praxis eine wichtige Entscheidungshilfe. Sie würde deshalb die Durchsetzung der 
Lohngleichheit erleichtern. Die Arbeitsgruppe "Lohngleichheit" hat zunächst aus 
den in Lehre und Praxis entwickelten Definitionen und Abgrenzungen sowie den in 
ihrem Bericht erarbeiteten Kriterien einen Gesetzesentwurf entwickelt. Da aber 
die Lehre nicht sehr weit fortgeschritten ist, die Praxis nur wenige Beispiele 

bietet und die im Bericht ausgeführten Kriterien und Grundsätze praktisch noch 
nicht erprobt sind, ist sie von ihrem Vorhaben abgekommen. Die vorgeschlagenen 
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Massnahmen zur gerichtlichen Durchsetzung werden wohl einen wesentlichen Anstoss 
zur Weiterentwicklung der Praxis geben. Eine vorzeitige Fixierung des Status Quo 

wäre da nicht sinnvoll. Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau 
und Mann soll als nächsten Schritt Richtlinien erarbeiten. Da dies Empfehlungen 
sind, von denen in begründeten Fällen abgewichen werden kann, sind sie flexibel 
an neue Erkenntnisse anpassbar. Später können diese Richtlinien iyer noch in 
Gesetzesform gebracht werden. 
Als Instrument für die Beurteilung von Arbeitsplatzbewertungen entwickelt das 

E i dgenöss i sche G1 e i chste 1 lungsbüro auf grund e i nes we i teren Forschungsber i chts 
einen Katalog mit diskriminierenden Faktoren innerhalb verschiedener Arbeitsbe- 

wertungsverfahren. 

EINE FRAUENFREUNDL ICHE ARBEITSWEL T SCHAFFEN 

A 1 le  in  m i t  e ine r  besseren Durchsetzung des Lohngleichssatzes aus der Verfassung 

i s t  e ine w i r k l i c h e  Gle ichste l lung von Frau und Mann auf dem Arbeitsmarkt n i ch t  

zu erreichen. Andere Karr ierehindern isse und Benachte i I igungen, d i e  s ich i m  Lohn 

niederschlagen, bleiben bestehen. So 11 d i e  Arbeitswe I t  f rauenfreundl  icher wer- 

den, braucht es eine a k t i v e  Gle ichste l  lungspol i t i k  in  verschiedenen Bereichen. 

Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand: Die Koppelung von Auftragsvergaben 

mit Postulaten der Gleichstellungspolitik (keine Geschlechtsdiskr iminierung und 
Förderungsprogramme im Betrieb) ist auf den drei Ebenen von Bund, Kantonen und 
Gemeinden denkbar. In einer ersten Stellungnahme äusserten die betroffenen Bun- 
desämter sich solchen Auflagen gegenüber aber überwiegend skeptisch. Sie führen 
an, dass ihnen das nötige Sachwissen und das Personal für Betriebsuberprüfungen 
fehle. Weil das wohl für alle Behörden gilt, muss es aïs Rahmenbedingung akzep- 
tiert werden. Auch so läss t  sich einiges tun. 
Bewerber um öffentlich ausgeschriebene Auftrage werden verpflichtet, in einem 
Formular Auskunft über den Stand der Geschlechtergleichstellung in ihrem Betrieb 
zu geben. Das Büro für Gleichstellung überprüft diese Angaben stichprobenweise. 

Förderungsprogramme werden nur Sei ausgewahlten, lhgerfristigen und grösseren 

Aufträgen mitberücksichtigt. Vor der Ausschreibung solcher Aufträge muss das 
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Gleichstellungsbüro informiert werden. Es kann Antrag auf Unterstellung unter 
die Förderungsklausel stellen. Wegen der geringen Anzahl der Fälle wird der Ver- 
waltungsaufwand auch da im Rahmen bleiben. 

Bestehende Subventionen: Auflagen wie ein Diskriminierungsverbot oder das Beste- 
hen von Förderungsprogrammen kommen bei engem Sachzusammenhang zwischen Subven- 
tionszweck und Frauenförderung in Frage. Beratung, Begutachtung und Kontrolle 
liegen in der Kompetenz des Gleichstellungsbüros. Nationalfonds und Eidgenössi- 

-. sche Technische Hochschulen werden eingeladen, bei der Vergabe von Forschungs- 
Projekten vermehrt auch Gleichstellungsfragen zu berücksichtigen. Die Unterver- 
tretung von Frauen ist im Bereich von Wissenschaft und Forschung besonders 
krass. 

Subventionen zur Förderung der Gleichstellung: Eine genere1 le Subventionierung 
von Gleichstellungsmassnahmen ist nicht vorgesehen. Die Teilfinanzierung einma- 
liger, konkreter Aktionen jedoch möglich, sofern sie Pilotcharakter haben. Auch 
fachkundige Frauenberatung im Arbeitsmarkt soll unterstützt werden. Die Abwick- 
lung der Subventionen läuft beim Bund über das Büro für Gleichstellung. In den 
ersten Jahren sollen da zwei bis fünf Millionen Franken für Forderungsprogramme 
und eine halbe Million für Beratungsstellen bereitgestellt werden. 

Öffentliche Personalpol it ik: Behörden sind wichtige Arbeitgeber. Mit ihrer 
Personalpolitik können sie die Gleichstellung von Frau und Mann wesentlich vor- 

' -  antreiben. Bislang aber sind Frauen auch bei öffentlichen Verwaltungen in den 

obersten Besoldungsklassen kaum anzutreffen, dagegen auf den untersten Lohnstu- 
fen übervertreten. Ziel der Personalpolitik muss deshalb sein, die Unterbewer- 
tung spezifischer Frauenarbeiten aufzuheben, den Aufstieg von Frauen vermehrt zu 
ermöglichen, ihre Weiterbildung zu fördern, die Hindernisse bei einem Wiederein- 
stieg abzubauen und die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass sie mit einem 
Familienleben vereinbar sind. Was im folgenden über den Bund gesagt ist, trifft 
analog für Kantone und Gemeinden zu. 
Der Bund überprüft künftig periodisch die Aemterklassifikation nach 

geschlechtsrelevanten Kriterien. Er erlässt Richtlinien über die Berucksichti- 
gung der Geschlechter bei der Besetzung von Bundesstellen. Diese sollen auch für 
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SBB und PTT gelten. Es werden geschlechtsneutrale Berufsbilder entwickelt, und 
Stellenausschreibungen richten sich explizit an beide Geschlechter. Bei Anstel- 
lungen und Beförderungen werden Qual i f i ka t ionsvoraussetzungen,  die nur Manner 
erfüllen können, aufgehoben und ausserberufliche Erfahrungen, wie sie Frauen 
vielfach mitbringen, vermehrt berücksichtigt. 

Der Frauenanteil in der Kaderausbildung muss steigen, und die Gleich- 
stellungsproblematik dort systematisch thematisiert werden. Altersschranken bei 
der Aus- und Weiterbildung werden aufgehoben. Auch während Berufsunterbruchen 
aus familiären Gründen soll die Teilnahme an Kursen möglich sein. Solche Unter- 
brüche und Teilzeitarbeit sind so in die Karrierepläne zu integrieren, dass sie 
sich nicht karrierehindernd auswirken. 
Um den Frauenanteil in allen Funktionen und auf allen Hierarchiestufen anzuhe- 
ben, werden - wie dies heute schon bei den sprachlichen Minderheiten geschieht - 
Zielvorgaben formuliert und deren Erreichen laufend überprüft. Ein spezielles 
Förderungsprogramm entwickelt der Bund für die Eidgenössischen Technischen Hoch- 
schulen. Den Nationalfonds lädt er ein, den Frauenanteil in seinen Gremien zu 

erhöhen. 
Wie andere Pensionskassen ist auch die Eidgenössische Versicherungskasse noch 
auf typische Männerkarrieren ausgerichtet. Hohe Einkaufssummen bilden ein Hin- 
dernis fur Wiedereinsteigerinnen. Teilzeitarbeit führt zu massiven Rentenein- 

bussen. Die Statuten müssen revidiert werden. Sie sollen künftig auch die 
Barauszahlung bei Heirat verbieten und dafür eine freiwillige Weiterversicherung 

bei Erwerbsaufgabe ermöglichen und Betreuungsjahre anrechnen. 

Gesamtarbeitsverträge: Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände können mit 
verbind1 ichen Bestimmungen in den Gesamtarbeitsverträgen viel zur Gleichstellung 
von Frau und Mann in den Betrieben beitragen. Empfohlen wird, den Grundsatz der 
Lohngleichheit in den Gesamtarbeitsverträgen zu verankern, damit er Gegenstand 
der vertraglichen Schiedsgerichtsbarkeit wird. Direkt oder indirekt diskriminie- 
rende Lohngruppen sind aufzuheben, typische Frauen- oder Männerghettos abzu- 
bauen. Der Zugang der Frauen zu Aus- und Weiterbildung muss aktiv gefördert wer- 
den. Für Betriebskommissionen ist eine proportionale, bei der Ausarbeitung von 

Gesamtarbeitsverträgen eine angemessene Frauenvertretung festzuschreiben. Die 

Kriterien der Lohnfestsetzung sollten niedergeschrieben und regelmässig über- 
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prüft werden. Wichtig ist eine periodische Evaluation der Fortschritte. Das BIGA 
und das Eidgenössische Büro für Gleichstellung sind gerne bereit, die Ver- 
tragsparteien bei solchen Schritten zu beraten. 

Arbeitsgesetz: Vorschriften, die Arbeitszeiten für Manner und Frauen unter- 
schiedlich regeln oder die Frauen von bestimmten Arbeiten ausschliessen, sind 

aufgrund des 1986 vom Bund verabschiedeten Rechtsetzungsprogramm "Gleiche Rechte 
für Mann und Frau" zu überarbeiten. Ein Entwurf zur Teilrevision des Arbeitsge- 
setzes liegt vor, er ist bis Ende März 1990 in Vernehmlassung. Umstrittenster 
Punkt ist die Aufhebung des Nachtarbeitsverbots für Frauen. 

Heimrbeitsgesetz: Heimarbeit ist eine Zwischenform zwischen ausserhauslicher 
Erwerbstätigkeit und Farnilienarbeit. Sie betrifft zu 95 % Frauen. Mit einem kon- 
sequenten und mit genügend Mitteln ausgestatteten Vollzug des bestehenden Geset- 
zes ist sicherzustellen, dass Heimarbeiterinnen nicht als Billigkrafte 
missbraucht werden und beruflich in eine Sackgasse gelangen. Dann nämlich kann 

Heimarbeit die Integration der Frauen in die Arbeitswelt fördern und ihnen ein 
dauerhaftes Einkommen sichern. In einem Punkt jedoch erweist sich das Gesetz im 
Zeitalter neuer Technologien als revisionsbedürftig: Kaufmännische und techni- 
sche Arbeiten sind ihm heute nicht unterstellt. 

Gleichstellung in der Bildung: Ausbildung ist der eigentliche Schlüssel zur 
Gleichberechtigung. Einseitige Rollenfixierungen in Unterricht und Unterrichts- 
material, aber auch rollenspezifische Lehrgänge und Ausbildungen sind abzuschaf- 
fen. Es muss eine ausgeglichene Vertretung beider Geschlechter in allen Ausbil- 
dungsgängen und im Lehrkörper angestrebt werden. In jeder Ausbildung sind die 
Bedürfnisse beider Geschlechter zu berücksichtigen. Da ist wichtig, das Thema 
Chancengleichheit in die Schulung der Lehrkräfte zu integrieren und vermehrt 
Frauen bei der Ausgestaltung von Ausbildungen zu beteiligen. Altersbeschrän- 
kungen für Berufsausbildungen und Stipendien müssen aufgehoben werden. Sie sind 
für die vielen Frauen auf dem Zweiten Bildungsweg diskriminierend. Mit gezielten 
Kampagnen kann die Ausbildung von Mädchen in sogenannten Männerberufen und von 
Knaben in sogenannten Frauenberufen gefördert werden. 
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Gesetzliches Diskriminierungsverbot: Es wäre für die Praxis nützlich, den Tatbe- 
stand der Diskriminierung zu konkretisieren. Das von der Arbeitsgruppe vorge- 
sch 1 agene Diskr iminierungsverbot erstreckt sich auf jegl iche Form der direkten 
oder indirekten Gesch lech terd isk r im in ie rung in Beruf und Arbeit, insbesondere 

bei Stellenausschreibung und -Zuteilung, Beförderung, Aus- und Weiterbildung und 
Entlassung. Es umfasst auch ein Schikaneverbot. Ein Anspruch auf Anstellung oder 
Aufhebung der Entlassung besteht allerdings nicht. Ein Gericht kann nur den Tat- 
bestand der Diskriminierung feststellen und Schadenersatz zusprechen. Allenfalls 
könnten diskriminierende Stellenausschreibungen mit Ordnungsbussen geahndet wer- 
den. 
Ein Teil der Arbeitsgruppe "Lohngleichheit" schlug ein ausformuliertes gesetzli- 
ches Diskriminierungsverbot vor, das in ein Gleichstellungsgesetz oder ins 
Ob1 igationenrecht aufgenommen werden könnte. Der andere Tei 1 der Arbeitsgruppe 
hielt eine eingehendere Prüfung dieser Idee für angebracht. 
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M I T  KL ISCHEEVORSTELLUNGEN AUFRÄUMEN 

Chancengleichheit kann nur verwirk 1 icht  werden, wenn vorherrschende 

gese 1 lschaft  1 iche Anschauungen über d i e  Ro 1 len von Mann und Frau abgebaut wer- 

den. Dies bedingt neben der Gleichstel lung der Frau i m  Erwerbsleben eine ver- 

mehrte Mitwirkung der Manner i n  Famil ie ,  Kindererziehung und Hausha I t .  Folgende 

Ges ichtspunkte so 1 l ten  desha lb be i  künft igen Gesetzesrevis ionen bedacht werden: 

- 
Sozialversicherungen: Die traditionellen Rollenvorstellungen aus dem alten Ehe- 
recht von 1907, die hier noch nachwirken, stimmen nicht mehr mit der 
schweizerischen Realität überein. Nur ein Fünftel der erwachsenen Frauen sind 
verheiratet und haben Kinder unter 16 Jahren, Und nur ein kleiner Teil jener, 

die Kinder zu betreuen haben oder hatten, steigt nie wieder ins Erwerbsleben 

ein. Das heutige Sozialversicherungssystem aber leitet den Rentenanspruch von 

verheirateten und teilweise auch von geschiedenen Frauen aus den Ansprüchen des 

Mannes ab. Das ist weder mit der Bundesverfassung noch mit dem neuen Eherecht zu 

vereinbaren. Auch in den Sozialversicherungen muss die Gleichwertigkeit von 

Berufs- und Familienarbeit anerkannt werden. Die Sozialversicherung soll Frauen 
eine selbständige Existenzsicherung garantieren. Teilzeitarbeit oder 
vorübergehende Nichterwerbstätigkeit im Zusammenhang mit Familienpflichten 

dürfen im Versicherungssystem nicht länger bestraft werden. 
Eine befriedigende Lösung lässt sich in der Alters- und Hinterlassenen- sowie 
der Invalidenversicherung, aber auch für die Berufliche Vorsorge mit 

i- zivilstandsunabhängigen Renten finden. Die Eidgenössische Kommission für Frauen- 

fragen hat ein Modell für das sogenannte Splitting entwickelt. Die Ehepaarrente 

wird dort durch zwei Renten ersetzt. Zur Ermittlung der Rentenansprüche sind die 
während der Ehe geleisteten Versicherungsbeiträge hälftig aufzuteilen. 

Die Familienarbeit kann dabei verschieden berücksichtigt werden. Zum einen durch 

Anrechnung in Form von Beitragsleistungen. Damit würden Hausfrauen und -manner 
mit Familienpflichten eine lückenlose Versicherung aufweisen. Zum andern durch 

einen Betreuungsbonus in Form einer Erhöhung des fixen Grundbetrags der Einzel- 
renten. 

Die Barauszahlung der Pensionskassenguthaben von Frauen bei ihrer Heirat muss 

abgeschafft werden. Sie wirkt sich später oft als Bumerang aus. Zu lösen sind 
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auch die Probleme, die sich stellen, wenn Beschäftigte von einem vollen Pensum 
auf Teilzeit umstellen. Der obligatorische Versicherungsschutz nämlich beginnt 
erst bei einem Jahreseinkommen von 18'000 Franken. Tei lzeitarbeitende (zu 74% 
Frauen) und andere Erwerbstätige mit geringem Verdienst fallen oft gar nicht un- 
ter den Versicherungsschutz. Bei einem Wiederaufstocken ihres Arbeitspensums 
müssen sie sich teuer in die Pensionskasse einkaufen. Eine hälftige Aufteilung 
von Familienarbeit und Erwerbstätigkeit zwischen Mann und Frau führt so zu einer 
stossenden versicherungstechnischen Bestrafung. 
Die Schweiz ist das einzige Land, das in der Krankenversicherung unter- 
schiedliche Prämien für Frau und Mann kennt. Die Begründung: Frauen verursachen 
laut Statistik höhere Krankheitskosten. Dies ist jedoch nicht einfach auf biolo- 
gische Eigenschaften zurückzuführen, sondern zu einem grossen Teil auf die An- 
strengung in ausgesprochenen Frauenberufen und auf die Doppelbelastung in Beruf 
und Familie. Dass solche Benachteiligungen der Frauen im Prämienansatz nochmals 
zu einer Diskriminierung führen, ist nicht nur ungerecht, es widerspricht auch 
der Verfassung. 

Familien- und Soz ia lpo l i t i k :  Der Preis für die Gleichstellung im Beruf ist für 
Frauen meist eine Doppelbelastung. Und das ist keine wirkliche Lösung. Deshalb 
muss die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide Geschlechter erleichtert 
werden. Zentral ist dazu eine gute Hutterschaftsversicherung. Diese soll eine 
Lohnfortzahlungspflicht während der Schwangerschaft bis 16 Wochen nach der Ge- 
burt vorsehen. Um Manner vermehrt an Familienaufgaben zu beteiligen, ist sie mit 
einem Elternurlaub zu verbinden, den Mutter und Vater beziehen können. Denkbar 
wäre, diesen Urlaub von Gesetzes wegen halb und halb zwischen Mutter und Vater 
aufzuteilen: Unterlässt es ein Elternteil, seine Rate zu beziehen, so verfällt 
sie. Zudem ist der Mutter oder dem Vater eine bestirnte Anzahl Tage Urlaub zu 
gewähren, wenn kranke Kinder betreut werden müssen. Wichtig sind auch infra- 
strukturelle Anpassungen wie die Angleichung und Vereinheitlichung der Schul- 
Zeiten, freiwillige Tagesschulen und der Ausbau von Kin- 
derbetreuungsmöglichkeiten. 

Steuerrecht: Das heute üb1 iche Zusammenzählen der Einkommen beider Ehegatten 
führt dazu, dass bereits niedrige "Zweitverdienste" das Gesamteinkommen auf eine 
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Progressionsstufe treiben können, auf der die steuerliche Last sie unverhält- 
nismässig schmälert. Nur eine individuelle Besteuerung jedes Ehegatten aufgrund 
des persönlichen Einkommens und Vermogens trägt der Gleichstellung von Mann und 
Frau konsequent Rechnung, Um Benachteiligungen für Einverdienerpaare und Allein- 
stehende zu vermeiden, sind jedoch Korrekturen nötig. So soll etwa Kinderbe- 
treuung von den Steuern abgesetzt werden konnen. Ebenfalls zu berücksichtigen 
sind Einsparungen, wo mehrere Personen im gleichen Haushalt leben. 
Allenfalls kommen auch Steuererleichterungen für Betriebe in Frage, die eine 
konsequente innerbetriebliche Gleichstellungspolitik verfolgen. 

D I E  VERWIRKLICHUNG DER GLEICHSTELLUNG VON MANN UND FRAU ORGANISIEREN 

Es harzt  m i t  der Verwirk1 ichung des Gleichheitsgrundsatzes i n  der Verfassung. 

Das w i rd  wohl so b le iben,  wenn keine I n f r a s t r u k t u r  aufgebaut w i rd ,  d i e  m i t  den 

h ie r  vorgeste l l ten Massnahmen d i e  Gle ichste l lung von Frau und Mann e f f e k t i v  

durchsetzen kann. Ansätze dazu b i l den  auf eidgenössischer Ebene das Büro f ü r  d i e  

Gleichste 1 lung von Frau und Mann und d i e  Eidgenössische Kommiss ion f ü r  Frauen- 

fragen. A u f  kantonaler Ebene hat der Jura m i t  dem 1979 e inger ichteten "Bureau de 

la Condi t ion féminine" P ion ie ra rbe i t  ge le i s te t .  Auch d i e  Kantone Baselland, Genf 

und S t .  Ga 1 len haben Gleichste 1 lungsbüros e inge r i ch te t ,  ebenso d i e  Stadt 

Winterthur;  beschlossen s ind s i e  i n  den Kantonen Bern, Tessin und Zür ich sowie 

in  den Städten Bern und Zür ich.  I n  den Kantonen Basel-Stadt, Luzern, Neuchâtel, 

--- Solothurn,  Waadt und Zug s ind Konzepte f ü r  Frauenste 1 len oder par lamentar ische 

Vorstosse zu deren Schaffung unterwegs. I n  verschiedenen Kantonen (z.B. Wa 11 i s ,  

Freiburg) und Gemeinden (z.  B. St .  Ga 1 len) bestehen Kommiss ionen f ü r  Frauen- 

fragen. Doch n ö t i g  i s t  e i n  möglichst d ichtes Netz Yon Gle ichste l  lungsorganen auf 

den d r e i  Ebenen von Bund, Kantonen und Gemeinden. Der auf  Se i te  24 fo rmu l ie r te  

Vorschlag von kantonalen Vermit t  lungsstel len, d i e  be i  Lohn- 

gleichhei tss trei t igkei ten schl ichten,  geht davon aus, dass übera l l  kantonale 

S t e l l e n  für die Gleichs te l lung von Frau und Mann e inger i ch te t  werden. Ihnen 

kommt be i  der Umsetzung der verfassungsrecht 1 ich garant ier ten Lohngleichhei t  und 

Gle ichste l lung von Frau und Mann grosse Bedeutung zu. I h r e  Ausgestaltung muss 

n i ch t  uni form se in ,  sondern den po l i t i schen ,  s t r u k t u r e l l e n  und j u r i s t i s c h e n  Ei-  
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genheiten des betreffenden Gemeinwesens angepasst. Wesent Ifch für eine wirkungs- 

volle Arbeit sind jedoch immer und überall genügend Kompetenzen. Neben den 

Gleichstel lungsbüros sind beratende, politische Kommiss ionen erwünscht. 

Weil es bei der Verwirklichung der vorgeschlagenen Massnahmen als Beratungs- und 
Ausführungsorgan amtet, ist der Ausbau des Eidgenössischen Büros für  die 

Gleichstellung von Frau und Mann nötig. Es soll fachlich selbständig sein und 
durch die direkte Unterstellung unter ein Departement oder den Bundesrat hierar- 

chisch möglichst hoch angesiedelt werden. 
Punkto Kompetenzen, die das Gleichstellungsbüro erhalten soll, sind zwei Varian- 

ten möglich. Einerseits ist eine Stelle denkbar, die Behördenklage führen kann, 
aber keine Untersuchungskompetenzen hat. Eine Behördenklage kann unabhängig von 
der betroffenen Arbeitnehmerin eingereicht werden. Wo sich Grundsatzfragen stel- 

len, konnte das Büro so einen Gerichtsentscheid provozieren. Besondere Aktenein- 
sichtsrechte würde es nicht brauchen, da die Gerichte diese haben. Andererseits 
könnte die Stelle mit Untersuchungskompetenzen ausgestattet sein, aber keine Be- 
hordenklage führen dürfen. Das Buro wurde dann in Grundsatzfragen Gutachten er- 
stellen und Empfehlungen abgeben. Dazu müsste es aber das Recht haben, eigene 

Beweiserhebungen durchzuführen, die Herausgabe von Akten zu verlangen und Zeugen 
einzuvernehmen. So oder so ist für Kompetenzen im vorgesehenen Umfang eine Rege- 
lung auf Gesetzesstufe nötig. 

Die Statistiken des Bundes reichen zur Beurteilung von Gleichstellungsfragen 
nicht aus. Künftig sind statistische Angaben deshalb grundsätzlich nach Ge- 
schlecht aufzuschlüsseln. Die Oktober-Gehaltserhebung des BIGA soll periodisch 
unter dem Gesichtspunkt der Lohngleichheit vertieft werden. Jedes Jahr sind zu- 
dem für einen Querschnitt von Individuen Daten mit allen für die Lohngleich- 
heitsdiskussion interessierenden Merkmalen zu erheben. 
Bund, Kantone und Gemeinden sind aufgerufen, für die Gleichstellung wichtige 
Fragen in Forschung, Information und Beratung vermehrt zu berücksichtigen. 
Unternehmen, Sozialpartnern, Frauenorganisationen, Verbänden, Parteien und Ver- 

einen wird empfohlen, selbst aktiv Frauenförderung und Gleichstellungspolitik zu 
betreiben. Private Institutionen zur Förderung der Lohngleichheit und der 

Gleichstellung bieten mit gemeinsamen Projektgruppen (beispielweise "Taten statt 
Worte") und Kampagnen Betrieben die Moglichkeit, ihre Erfahrungen mit Frauenför- 
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derung auszutauschen und fachliche Beratung zu erhalten. Doch auch für Gewerk- 

schaften und Frauenorganisationen ist Oeffentlichkeits- und Sensibilisierungs- 

arbeit zu Lohngleichheits- und Gleichstellungsfragen ein wichtiger Programm- 

Punkt. Mit ihrer Mitgliederberatung und ihren öffentlichen Beratungsstellen er- 

füllen sie eine wichtige Funktion zur Information der Betroffenen. 

Verbände und Parteien können durch die Einführung von Zielvorgaben oder festen 

Quoten eine vermehrte Beteiligung der Frauen sicherstellen, wie dies bereits die 

Sozialdemokraten, die POCH und der "Verband des Personals öffentlicher Dienste 
VPOD" praktizieren. 

- 

- .  __I_- 
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W A S  I S T  Z U  T U N  7 

MASSNAHMEN ZUR GERICHTLICHEN DURCHSETZUNG DES INDIVIDUELLEN 

L OHNGL E ICHHEI TSA NSPRUCHES 

VERHITTLUNGS- Einrichtung kantonaler Vermitt- 

STELLEN lungsstellen zur aussergericht 

lichen Schlichtung von Lohn- 
gleichheitskonflikten (Seite 23) 

ARBEITSRECHT- Spezialbestimmungen für Lohn- 

LICHES VERFAHREN gleichheitsfälle wie Aufhebung 

der Streitwertgrenze und Schrift- 

lichkeit (Seite 23) 

BEWEISLASTREGEL Umkehr der Beweislast in Lohn- 

gleichheitsprozessen (Seite 24) 

STELLVERTRETUNG Zulassung der Stellvertretung im 

I H  PROZESS Prozess durch Verbände oder 

Anwältinnen und Anwälte (Seite 24) 

VERBANDSKLAGE Klage- und Beschwerderecht für 

Frauenorganisationen und Berufs- 

verbände (Seite 24/25) 

K~NDIGUNGSSCHUTZ Kündigungsschutz wahrend des 

Gerichtsverfahrens und ein Jahr 
danach (Seite 25) 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 
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GENUGTUUNG 

KONKRETISIERUNG 
-. 

DES LOHNGLEICH- 

HEITSSATZES 

Höchstens e i n  Jahreslohn b e i  

schwerer Ver le tzung der Per- 

s ö n l i c h k e i t  der K läge r in  und Ob- 

siegen i m  Prozess oder b e i  

n i c h t i g e r  Kündigung ( S e i t e  25) 

Ausarbeitung von R i c h t l i n i e n  zum 

Anspruch von Frau und Mann auf 

g le i chen  Lohn f ü r  g le i chwer t i ge  

A r b e i t  ( S e i t e  25/26) 

Ausarbeitung e ines Kataloges m i t  

d i sk r im in ie renden  Faktoren i nne r -  

ha lb  verschiedener Arbeitsbewer- 

tungssysteme ( S e i t e  27) 

MASSNAHMEN AUF DEM ARBEITSMARKT 

VERGABE VON Mitberücks icht igung des Standes 

.' AUFTRAGEN DER der G l e i c h s t e l l u n g  i m  B e t r i e b  b e i  

ÖFFENTLICHEN HAND der Vergabe von ausgewählten 

grösseren Aufträgen (Se i te  26/27) 

BESTEHENDE 

SUBVENTIONEN 

Auflagen und Übernahme von 

Mehrkosten, soweit e i n  enger 

Sachzusannnenhang zwischen Sub- 

ventionszweck und Frauenförde- 

rung besteht  (Se i te  27) 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

E I D G .  

BURO FUR 
GLEICH- 

STEL- 

LUNG 

EIDG.  

BURO FUR 
GLEICH- 

STEL- 

LUNG 

BUNDES 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 
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SUBVENTIONEN ZUR Subventionierung von konkreten 
FORDERUNG DER Förderungsprogrammen und fach- 
GLEICHSTELLUNG kundiger Frauenberatung im Ar- 

beitsmarkt (Seite 27) 

ÖFFENTLICHE Aktive Gleichstellungspolitik im 

PERSONALPOLITIK eigenen Personalbereich (Seite 27/28) 

GESAHTARBEITS- 

VERTRAGE 
Überprüfung nach Artikel 4 Absatz 

2 BV im Rahmen der Allgemeinver- 
bindl icherk lärung (Sei te 28/29) 

Verwirklichung der realen Gleich- 

stellung im Rahmen der Gesamt- 
arbeitsverträge (Seite 28/29) 

ARBEITSGESETZ Revision der Sonderbestinnnungen 

betreffend Frauen (Seite 29) 

HEIHARBEITSGESETZ Sicherste1 lung und Verbesserung 

des Vollzugs (Seite 29) 

Unterstellung von technischen und 
kaufmännischen Berufen (Seite 29) 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 

GEHEIN- 

DEN 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

SOZI  AL - 
PARTNER 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

. . . - 
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GLEICHSTELLUNG I N  Ausgeglichene Vertretung beider 

DER BILDUNG Geschlechter in Lehrkörper und 
Ausbildungsgängen (Seite 29) 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 

GEMEIN- 

DEN 

GESETZLICHES D I S K R I -  Insbesondere in Beruf und Arbeit BUNDES- 

MINIERUNGSVERBOT (Stel lenausschreibung, Stellenbe- GESETZ- 

setzung, Beförderung, Entlassung) GEBER 

(Seite 30) 

MASSNAHMEN IN ANDEREN RECHTSGEBIETEN 

SOZIALVERSICHERUNG Zivilstandunabhängige Renten und 

Betreuungsbonus bei der AHV 

(Seite 31) 

Keine Benachteiligung durch Teilzeit- 

arbeit und zeitweilige Arbeitsunter- 
bruche bei der beruflichen Vorsorge 

(Seite 31/32) 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

Gleiche Prämien für Mann und Frau 

bei der Krankenversiche- 
rung (Seite 32) 
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FAMIL IEN-  UND Mutterschaftsversicherung mit 
SOZIALPOLIT IK  Elternurlaub (Seite 32) 

STEUERRECHT 

Ausbau der Kinderbetreuungs- 
möglichkeiten (Seite 32) 

Umstellung auf Individualbe- 

Steuerung (Seite 32/33) 

GRUNDLAGEN UND ORGANISA TORISCHE MASSNAHMEN 

KANTONALE STELLEN 

FÜR D I E  GLEICH- 

STELLUNG VON FRAU 

UND MANN (Seite 33/34) 

Einrichtung von Stellen zur Ver- 

wirklichung und Unterstützung 

der vorgeschlagenen Massnahmen 

AUSBAU DES E IDG.  

BÜROS FUR D I E  

GLEICHSTELLUNG VON 

FRAU UND MANN auf Gesetzesstufe) (Seite 34) 

Entweder Ausstattung mit Unter- 

suchungskompetenzen oder Legiti- 
mation zu Behördenklage (Regelung 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

KANTONE 

GEMEIN- 

DEN 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

KANTONE 

KANTONE 

BUNDES- 

GESETZ- 

GEBER 

. 
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S T A T I S T I K  

A 

FORSCHUNG, 

INFORMATION 

BERATUNG 

Ausbau von gleichstellungsrele- 

vanten Statistiken (Seite 34) 

Berücksichtigung gleichstellungs- 

relevanter Fragen (Seite 34) 

PR I VATE 

INSTITUTIONEN stellungspolitik mit freiwilligen 

ZUR FORDERUNG Aktionsplänen (Seite 34/35) 

DER GLEICHSTELLUNG 

Selbstverpflichtung zur Gleich- 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 

GEHEIN- 

DEN 

BUNDES- 

VER- 

WALTUNG 

KANTONE 

GEMEIN- 

DEN 

UNTER- 

NEHMEN 

VERBÄNDEE 

FRAUEN- 

ORGANI- 

SATIONEN 

PARTEIEN 
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W E R  K A N N  W A S  T U N ?  

BUNDESGESETZGEBER 

- Einrichtung kantonaler Vermittlungsstellen zur aussergerichtlichen Schlichtung 
von Lohngle ichhei tskonf l ik ten (Seite 23) 

- Spezialbestimmungen für Lohngleichheitsfälle im arbeitsrechtlichen Verfahren 
wie Aufhebung der Streitwertgrenze und Schriftlichkeit (Seite 23) 

- Umkehr der Beweislast in Lohngleichheitsprozessen (Seite 23/24) 

- Zulassung der Stellvertretung im Prozess durch Verbände oder Anwältinnen und 
Anwälte (Seite 24) 

- Klage- und Beschwerderecht für Frauenorganisationen und Berufsverbände 
(Seite 24/25) 

- Kündigungsschutz während des Gerichtsverfahrens und ein Jahr danach 
(Seite 25) 

- Genugtuung von höchstens einem Jahreslohn bei schwerer Verletzung der Persön- 
lichkeit der Klägerin und Obsiegen im Prozess oder bei nichtiger Kündigung 

(Seite 25) 

- Subventionierung von konkreten Förderungsprogrammen und fachkundiger Frauenbe- 
ratung im Arbeitsmarkt (Seite 27) 

- Revision der Sonderbestimmungen betreffend Frauen im Arbeitsgesetz 
(Seite 29) 

- Unterstellung von technischen und kaufmännischen Berufen unter das Heimar- 

beitsgesetz (Seite 29) 

.. . . . . . . . - 



- 43 - 

- Gesetzliches Diskriminierungsverbot (Seite 30) 

- Anpassung der Sozialversicherung: zivilstandsunabhängige Renten und Betreu- 
ungsbonus bei der AHV, keine Benachteiligung durch Teilzeitarbeit und zeit- 
weilige Arbeitsunterbrüche bei den Pensionskassen, gleiche Prämien für Mann 
und Frau bei der Krankenversicherung (Seite 31 ff.) 

- Mut te rschaf tsvers icherung mit Elternurlaub (Seite 32) 

- Umstellung auf Individualbesteuerung (Seite 32/33) 

- Ausbau des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann 
(Seite 34) 

EIDGENÖSSISCHES BUERO FUER D I E  GLEICHSTELLUNG VON FRAU UND MANN 

- Ausarbeitung von Richtlinien zum Anspruch von Frau und Mann auf gleichen Lohn 
für gleichwertige Arbeit (Seite 25/26) 

- Ausarbeitung eines Katalogs mit diskriminierenden Faktoren innerhalb verschie- 
dener Arbeitsbewertungssysteme (Seite 25/26) 

I 

BUNDESVERWALTUNG 

- Mitberücksichtigung des Stands der Gleichstellung im Betrieb bei der Vergabe 
von ausgewählten grösseren Aufträgen (Seite 26/27) 

- Auflagen und Uebernahme von Mehrkosten bei bestehenden Subventionen, soweit 
ein enger Sachzusammenhang zwischen Subventionszweck und Frauenförderung be- 

steht (Seite 27) 
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- Aktive Gleichstellungspolitik im eigenen Personalbereich 
(Seite 27/28) 

- Ueberprüfung der Gesamtarbeitsverträge nach Artikel 4 Absatz 2 der Bundesver- 
fassung bei der Allgemeinverbindlicherklärung (Seite 28/29) 

- Sicherstellung und Verbesserung des Vollzugs beim Heimarbeitsgesetz 
(Seite 29) 

- Gleichstellung in der Bildung, insbesondere ausgeglichene Vertretung beider 
Geschlechter in den Ausbildungsgängen der Eidgenössischen Technischen Hoch- 

schulen (Seite 29) 

- Ausbau von g le ichs te l lungsre levanten  Statistiken (Seite 34) 

- Berücksichtigung gle ichste l lungsre levanter  Fragen in Forschung, Information 
und Beratung (Seite 34) 

KANTONE 

- Mitberücksichtigung des Stands der Gleichstellung im Betrieb bei der Vergabe 

von ausgewählten grösseren Aufträgen (Sei te 26/27) 

- Auflagen und Uebernahme von Mehrkosten bei bestehenden Subventionen, soweit 

ein enger Sachzusammenhang zwischen Subventionszweck und Frauenförderung be- 
steht (Seite 27) 

- Aktive Gleichstellungspolitik im eigenen Personalbereich 
(Seite 27/28) 

- Sicherstellung und Verbesserung des Vollzugs beim Heimarbeitsgesetz 
(Seite 29) 
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- Gleichstellung in der Bildung, formal und inhaltlich gleiche Ausbildung sowie 
ausgeglichene Vertretung beider Geschlechter in allen Ausbildungsgängen 

(Seite 29) 

- Ausbau von gleichstellungsrelevanten Statistiken (Seite 34) 

.- - Berücksichtigung gleichstel lungsrelevanter Fragen in Forschung, Information 

und Beratung (Seite 34) 

- Ausbau der Kinderbetreuungsmöglichkeiten (Seite 32) 

- Umstellung auf Individualbesteuerung (Seite 32/33) 

- Einrichtung von Stellen für die Gleichstellung von Mann und Frau (Seite 33/34) 

GEMEINDEN 

- Einrichtung von Stellen für die Gleichstellung von Mann und Frau (Seite 33/34) 

- Aktive Gleichstellungspolitik im eigenen Personalbereich 

- (Seite 27/28) 

- Ausbau von gleichstellungsrelevanten Statistiken (Seite 34) 

- Ausbau der Kinderbetreuungsmöglichkeiten (Seite 32) 

- Berücksichtigung gleichstellungsrelevanter Fragen in Forschung, Information 
und Beratung (Seite 34) 

. . . . - -- 
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AUSBILDUNGSSTAETTEN 

- Gleichstellung in der Bildung, formal und inhaltlich gleiche Ausbildung sowie 
ausgeglichene Vertretung beider Geschlechter in allen Ausbildungsgängen 
(Seite 29) 

UNTERNEHMEN 

- Private Initiativen zur Förderung der Lohngleichheit und der Gleichstellung 
(Seite 34/35) 

SOZIALPARTNER 

- Verwirklichung der realen Gleichstellung im Rahmen der Gesamtarbeitsverträge 
(Seite 28/29) 

- Private Initiativen zur Förderung der Lohngleichheit und der Gleichstellung 
(Seite 34/35) 

FRAUENORGANISATIONEN 

- Private Initiativen zur Förderung der Lohngleichheit und der Gleichstellung 
(Sei te 34/35) 

PARTEI EN 

- Private Initiativen zur Förderung der Lohngleichheit und der Gleichstellung 
(Seite 34/35)  

- Aktive Gleichstellungspolitik in der eigenen organisation durch die Einführung 
von Zielvorgaben oder festen Quoten (Seite 35) 
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G L E I C H S T E L L U N G S B Ü R O S  U N D  

F R A U E N K O M M I S S I O N E N  

Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann / Bureau de 
l'égalité entre femes et hommes / Ufficio per l'uguaglianza fra donna e uomo 
Finkenhubelweg 12, 3012 Bern 
Ab 1. August 1990 Eigerplatz 5, 3007 Bern; Tel. 031 / 61 68 43 

Leiterin: Claudia Kaufmann 
_- 

Stabsstelle für Frauenfragen irn Eidgenossichen Personalamt/Etat-major de la 
condition féminine/Stato maggiore dei problemi della donna 
Bundesgasse 32, 3003 Bern 3; Tel. O31 / 61 62 14 

Leiterin: Mariette Bottinelli 

Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann des Kantons Basel-Landschaft 
Rebgasse 17 ,  4410 Liestal; Tel. 061 / 925 62 23 

Leiterinnen: Inge Fehlbaum-Orth, Marie-Thérèse Kuhn-Schleiniger 

Bureau de 1'Egalité entre Homme et Femme 
Rue Henri-Fazy 2, Case postale, 1211 Genf 3; Tel. 022 / 27 20 65 

Déléguée: Marianne Frischknecht 

Bureau de la Condition Féminine de la République et du Canton du Jura 
Rue des Moulins 19, 2800 Delémont; Tel. 066 / 22 98 66 

Déléguée: Marie-Josèphe Lachat 

Stelle für Gleichberecht igungsfragen von Mann und Frau St. Gallen 
Bleichestrasse 11, 9000 St. Gallen; Tel. 071 / 22 44 73 

Leiterin: vakant 
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Komnission für Frauenfragen der Stadt St. Gallen 

Berufs- und Frauenfachschule St. Gallen 

Kugelgasse 19, 9000 S t .  Gallen; Tel. 071 / 22 75 12 
Präsidentin: Elsbeth Rüegg 

Walliser Komnission zum Studium der rechtlichen und tatsächlichen Situation der 

Frau/Commission valaisanne pour l'étude du statut juridique et pratique de la 

f e r n  

Département de l'Intérieur, Avenue de la Gare 39, 1951 Sion; 
Tel. 027 / 21 51 11 

Präsidentin: Ednée Buclin-Favre 
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L I T E R A T U R  

Baitsch Christof, Mussmann Carin, Ulich Eberhard: Gleicher Lohn fur gleich- 
wertige Arbeit. Teil 1: Arbeitspsychologische Ueberlegungen. Teil 2: Arbeitspsy- 
chologische Untersuchungen. Forschungsbericht im Auftrag der vom EJPD einge- 
setzten Arbeitsgruppe "Lohngleichheit", Bern 1988. 

Bericht über das Rechtsetzungsprogram "Gleiche Rechte für Mann und Frau", Bern 
1986. 

Frauen und Manner: Fakten, Perspektiven, Utopien. Bericht der Eidgenössischen 
Kommission für Frauenfragen, Bern 1987. (d+f) 

Frauenforderung nach Frauenförderung. Ein Leitfaden zur Chancengleichheit von 
Frauen und Männern in der Arbeitswelt. Eidgenössisches Büro für die Gleichstel- 
lung von Frau und Mann, Bern 1989. (d,f,i) 

Kugler Peter: Lohndiskriminierung in der Schweiz. Evidenz von Mikrodaten. For- 
schungsbericht im Auftrag der vom EJPD eingesetzten Arbeitsgruppe 
"Lo hng 1 e ich he i t " , Bern 1988. 

Ley Katharina: Durchsetzung des Lohngleichheitsgrundsatzes. Teil 1: Befragungen 
zur tatsachlichen Durchsetzung des Lohngleichheitsgrundsatzes.  Teil 2: Rechts- 
meinungen und Klageverhalten von Frauen. Forschungsbericht im Auftrag der vom 
EJPD eingesetzten Arbeitsgruppe "Lohngleichheit", Bern 1988. 

Linder Wolf: Untersuchungen zum Lohngleichhei tsgrundsatz nach Art. 4 Abs. 2 BV. 
Teil 1: Analyse und Vergleich ausländischer Implementationserfahrungen zur Lohn- 
gleichheit von Mann und Frau. Teil 2: Die Wirksamkeit einzelner Instrumente und 
Möglichkeiten zur Uebertragung auf die Schweiz. Forschungsbericht im Auftrag der 
vom EJPD eingesetzten Arbeitsgruppe "Lohngleichheit", Bern 1988. 

Lohngleichheit für Mann und Frau. Schlussbericht der vom Eidgenössischen Justiz- 
und Polizeidepartement eingesetzten Arbeitsgruppe "Lohngleichheit", Bern 1988. 

Alle diese Publikationen können bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale (EDMZ, 3000 Bern) bezogen werden. 
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Beauftragte fur Gleichstellungsfragen 

Stadtverwaltung 
Postfach, 8402 Winterthur; Tel. 052 / 84 53 54 

Leiterin: Anne-Françoise Zuber 

Fachstelle für Gleichbereicht igungsfragen des Kantons Zürich 
Direktion des Innern 
Postfach 
Kasernenstr. 49, 8009 Zürich; Tel.01 / 259 25 72 

Leiterin: Christa Köppe1 

Stabsstelle fur Frauenfragen, Personalamt der Stadt Zürich 
Münsterhof 4, 8022 Zürich; Tel. O 1  / 216 35 32 

Leiterin: Annelise Burger 

Eidgenossische Kommission für Frauenfragen / Conmission fédérale pour les 
questions féminines / Comnissione federale per i problemi delia donna 
Finkenhubelweg 12, 3012 Bern; 
Ab 15. August 1990: Eigerplatz 5, 3007 Bern; Tel. 031 / 61 92 75 / 76 
Präsidentin: Judith Stamn 
Sekretärin: Elisabeth Keller 

Commission pour les questions féminines du Canton de Fribourg/Freiburger Frauen- 
kommi ss ion 
Département de l'intérieur 
Rue Notre Dame 18, 1700 Fribourg; Tel. 037 / 25 22 06 

Präsidentin: Anne Colliard-Guisolan 




